
Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 14 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 15 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 

Herr Gemeinderat Dieter Beck 
Herr Gemeinderat Jochen Friz (ab TOP 4 
anwesend) 
Herr Gemeinderat Rolf Hammer (ab TOP 9 
anwesend) 
Frau Gemeinderätin Bettina Rommel (ab 
TOP 1.6 anwesend) 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

Öffentlicher Teil 

 
1.1. Bekanntgaben  

- Termine der nächsten Sitzungen des Gemeinderats und seiner Aus-
schüsse 

   

    

Der Vorsitzende gibt die Termine der nächsten Sitzungen des Gemeinderats und seiner Aus-
schüsse bekannt: 
 

 Sitzung des Gemeinderats     28.01.2020 

 Sitzung des Bau- und Umweltausschusses   11.02.2020 

 Sitzung des Verwaltungs- und Finanzausschusses 07.07.2020   
 

 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
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Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
1.2. Bekanntgaben  

- Freigabe der sanierten Kreisstraße K 1915 Rettersburg - Öschelbronn 
   

    

Der Vorsitzende gibt bekannt, dass die K 1915 nach mehreren Monaten Bauzeit und Vollsper-
rung am 18.12.2019 wieder für den Verkehr freigegeben wird. Die Einweihung erfolgt um 12.30 
Uhr entlang der Kreisstraße auf Höhe der Gaststätte Göckele. Die Restarbeiten, insbesondere 
die Markierungsarbeiten sowie die Schutzplanken, sind bis zum Frühjahr 2020 vorgesehen.    
 

 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt 
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1.3. Bekanntgaben  

- Baumpflanzung anlässlich der Aktion „1.000 zusätzliche Bäume" 
   

    

Der Vorsitzende informiert, dass sich die Gemeinde Berglen an einer Aktion des Gemeindetags 
Baden-Württemberg zum Klimaschutz (1.000 zusätzliche Bäume in 1.000 Kommunen) beteiligt. 
Der Auftakt dieser Baumpflanzaktion ist am 19.12.2019 um 14.00 Uhr in Rettersburg entlang der 
K 1915 vorgesehen.   
 

 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt 
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Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
1.4. Bekanntgaben  

- Heiligabend in der Ortsmitte 
   

    

Der Vorsitzende lädt zur Veranstaltung am 24.12.2019 in der Ortsmitte in Oppelsbohm ein. Beim 
Rathaus in Oppelsbohm werden um 16.30 Uhr nach der Ansprache des Bürgermeisters unter 
Mitwirkung des Musikvereins Weißbuch e.V. und der Harmonie Oppelsbohm e.V. Weihnachts-
lieder gesungen. Die Kameradinnen und Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr Berglen über-
nehmen die Bewirtung.   
 

 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
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Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
1.5. Bekanntgaben  

- Beitritt zur Initiative gegen Motorradlärm 
   

    

Der Vorsitzende gibt bekannt, dass im Juli 2019 der Startschuss für eine gemeinsame Initiative 
von Land und Kommunen gegen Motorradlärm gefallen ist. Die Gemeinde Berglen ist dieser 
Initiative beigetreten. Unter Federführung des Ministeriums für Verkehr Baden-Württemberg soll 
ein gemeinsamer Forderungskatalog zur Reduzierung von Motorradlärm erarbeitet und an politi-
sche Entscheidungsträger bei der Bundesregierung und der EU herangetragen werden. In einer 
Auftaktveranstaltung am 13.02.2020 soll dieser Forderungskatalog öffentlich auf der Landes-
pressekonferenz vorgestellt werden.    
 
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Hauptamt 
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Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
1.6. Bekanntgaben  

- Versetzung des Containerstandorts an den Friedhof in Öschelbronn 
   

    

Der Vorsitzende informiert über die Versetzung des Containerstandorts in Öschelbronn. Am 
Friedhof in Öschelbronn entsteht ein neuer Containerstandort für Glas und Altpapier. Die bishe-
rigen Standorte im Baugebiet Stöckenhäule in Stöckenhof (Altpapier) und am alten Rathaus in 
Öschelbronn (Glas) wurden aufgelöst. 
 
Protokollnotiz: Gemeinderätin Rommel nimmt ab 18.03 Uhr an der Sitzung teil.    
 

 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt 
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Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
1.7. Bekanntgaben  

- Einrichtung eines Leseclubs 
   

    

Bürgermeister Friedrich gibt bekannt, dass die Verwaltung von der Stiftung Lesen eine Zusage 
zur Einrichtung eines Leseclubs erhalten hat. Im kommenden Jahr soll der Leseclub im Jugend-
treff mit Leben erfüllt werden. In diesem Zusammenhang dankt der Vorsitzende Gemeinderätin 
Frau Dr. Reichart, auf deren Initiative hin die Sache angestoßen wurde.    
 

 
Der Gemeinderat nimmt hiervon Kenntnis. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Hauptamt 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 15 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 16 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 

Herr Gemeinderat Dieter Beck 
Herr Gemeinderat Jochen Friz (ab TOP 4 
anwesend) 
Herr Gemeinderat Rolf Hammer (ab TOP 9 
anwesend) 
 

 

 

Unentschuldigt :  
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1.8. Bekanntgaben  

- Förderbewilligung für eine Radservicestation 
   

    

Der Vorsitzende informiert, dass die Gemeinde vom Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Club 
Rems-Murr (ADFC) die Förderbewilligung für eine Radservicestation erhalten hat. Bei Gesamt-
kosten i.H.v. rund 1.000 € erhält die Gemeinde Berglen eine Förderung i.H.v. 700 €   
 

 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Hauptamt 
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1.9. Bekanntgaben  

- Förderbewilligung aus AMIF-Mitteln der EU 
   

    

Der Vorsitzende informiert, dass die Gemeinden Baden-Württembergs in den letzten Jahren 
viele syrische Staatsangehörige in den Anschlussunterbringungen aufgenommen haben, die im 
Wege des Familiennachzugs aus der Türkei eingereist waren. Für diese Aufnahmen wurde vom 
Rat der EU Mittel aus dem Asyl-, Migrations- und Asylfonds (AMIF) zur Verfügung gestellt. Diese 
Mittel sollen als Anerkennung der Leistung der Gemeinden vollständig an diese weitergegeben 
werden. Die Gemeinde Berglen erhält einmalig einen Betrag von 4.054,61 €.  
 

 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Ordnungsamt 
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Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
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1.10. Bekanntgaben  

- Einführung eines Flächenfaktors im Finanzausgleich 
   

    

Bürgermeister Maximilian Friedrich informiert den Gemeinderat über die Einführung eines Flä-
chenfaktors im Finanzausgleich. So wird Fläche künftig neben der Einwohnerzahl bei der 
Schlüsselzuweisung im bestehenden Finanzausgleichssystem Berücksichtigung finden. Das 
bedeutet für bedürftige flächengroße Gemeinden in Zukunft mehr Gerechtigkeit. Zum 
01.01.2022 werden rund 5% des Grundkopfbetrags nach Einwohnerdichte verteilt. Dies wird in 
zwei Stufen zum 01.01.2021 (ca. 35.500 €) an Verbesserungen und zum 01.01.2022 (71.000 €) 
an jährlichen Verbesserungen erfolgen.    
 

 
Der Gemeinderat nimmt hiervon Kenntnis. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei 
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Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
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Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
1.11. Bekanntgaben  

- Urnenstelenanlage auf dem Friedhof in Steinach 
   

    

Bürgermeister Friedrich teilt mit, dass die Arbeiten zur Erweiterung der Urnenstelenanlage in 
Steinach zwischenzeitlich abgeschlossen sind.    
 

 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt 
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2. Verschiedenes und Anfragen aus dem Gemeinderat    
    

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt nichts vor.   
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3. Bürgerfragestunde    
    

Es werden keine Anfragen von Seiten der Bürgerschaft gestellt.   
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Herr Gemeinderat Dieter Beck 
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Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
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Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
4. Beschaffung eines LF 10 für die Freiwillige Feuerwehr Berglen Abteilung 

Nord 
 

   

    

Auf die Sitzungsvorlage 566/2019, die Bestandteil des Protokolls ist, wird verwiesen.  
 
Der Vorsitzende begrüßt Feuerwehrkommandant Ronald Schmidt und die weiteren Vertreter der 
Freiwilligen Feuerwehr Berglen. 
 
Nachfolgend erläutert der Vorsitzende den Sachverhalt.  
 
Protokollnotiz: Gemeinderat Friz nimmt ab 18.09 Uhr an der Sitzung teil. 
 
Feuerwehrkommandant Schmidt führt ergänzend aus, dass im Angebot der Firma Rosenauer zu 
Los 2 Aufbau ein Fehler aufgetreten ist. Die Beklebung war in der Ausschreibung als Muss-
Position vorgesehen und wurde von der Firma Rosenauer mit 6.710,00 € inkl. MwSt. beziffert. 
Die Position wird jedoch nicht notwendig. Wunsch der Feuerwehr wäre, stattdessen den seither 
nicht in der Ausschreibung vorgesehenen Lichtmast zu beschaffen.  
 
Der Vorsitzende empfiehlt den Gemeinderäten, diese Position mit aufzunehmen. 
 
Zur Nachfrage von Gemeinderat Klenk teilt der Vorsitzende mit, dass die Fahrzeugkonzeption 
Bestandteil des Feuerwehrbedarfsplans ist. Diese wird den Gemeinderäten, wie von Gemeinde-
rat Klenk gewünscht, im Laufe des neuen Jahres zugesendet.    
 

 
Der Gemeinderat fasst nachfolgend den einstimmigen Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beauftragt für die Lose 1 bis 3 die jeweiligen Bieter mit der Lieferung 
eines LF 10. 

   
 
Verteiler: 1 x Kämmerei 
  1 x Ordnungsamt      
 



 
 

 

 
 

Beschaffung eines LF 10 für die Freiwillige Feuerwehr Berglen 
Abteilung Nord 

 
Die Verwaltung wurde in der Gemeinderatssitzung am 24.09.2019 beauftragt, eine öffentliche 
Ausschreibung für die Beschaffung eines Löschfahrzeugs (LF 10) für die Freiwillige Feuerwehr 
Berglen Abteilung Nord durchzuführen.  
 
Entsprechend der Freigabe des Lastenheftes durch den Gemeinderat wurde eine offene euro-
paweite Ausschreibung gemäß den Grundsätzen der Vergabe- und Vertragsordnung für Leis-
tungen (VOL) und den Vorgaben der Zuwendungsrichtlinie Feuerwehr (Z-Feu) des Landes Ba-
den Württemberg durchgeführt. Die Verwaltung der Gemeinde Berglen hat hierbei erstmals eine 
vollelektronische Vergabe entsprechend den geltenden rechtlichen Vorgaben durchgeführt. 
 
Bei Vergaben oberhalb des EU-Schwellenwertes ist seit Oktober 2018 nur noch eine rein elekt-
ronische Ausschreibungs- und Angebotsabwicklung zugelassen. Mit Datum vom 24.10.2019 
wurde die Bekanntmachung des Beschaffungsvorhabens im Amtsblatt der EU veröffentlicht. 
Der Submissionstermin wurde mit einer Laufzeit von 42 Tagen (40 Tage sind Minimum) auf den 
04.12.2019 um 10.00 Uhr festgelegt. 
 
Bis zum Ende der Angebotsfrist am 04.12.2019 lagen drei Angebote für die drei ausgeschrie-
benen Lose von entsprechenden Fachfirmen vor. Weitere Firmen zeigten durch ihre Registrie-
rung auf dem verwendeten Ausschreibungsportal ihr Interesse, haben aber kein Angebot abge-
geben. 
 
 

Angebotsübersicht: 
 
Los 1 Fahrgestell 
 

Angebot der Fa. MAN in Höhe von         90.321,00 € 
 
 
Los 2 Aufbau 
 

Angebot der Fa. Rosenbauer in Höhe von     229.670,00 €  
 
 
Los 3 Beladung 
 

Angebot der Fa. Barth in Höhe von       57.338,91 € 
 
 
Gesamtvolumen der Angebote     377.329,91 € 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/566/2019 131.41 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



Nicht ausgeschrieben wurde die benötigte „Forstausrüstung“, da diese von einem lokalen An-
bieter günstig geliefert werden kann. 
 
Kosten ca.             2.000,00 € 
 
 
Ebenfalls wurde die Funkausrüstung nicht ausgeschrieben, da diese von speziellen Funkgerä-
tehändlern erfahrungsgemäß günstiger, da teilweise gebraucht, geliefert werden kann. Zudem 
ergibt sich aktuell durch die im nächsten Jahr anstehende Umstellung auf Digitalfunk die Frage, 
was tatsächlich im Fahrzeug verbaut werden muss. 
 

Kosten ca.             5.000,00 € 
 
 
Finanzierung  

 
Im Haushaltsplan 2020 wurden für die Neubeschaffung eines LF 10 in Summe 410.000,00 € 
eingestellt. Die Finanzierung ist somit gesichert. 
   
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat beauftragt für die Lose 1 bis 3 die jeweiligen Bieter mit der Lieferung 
eines LF 10. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 

 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei 
1 x Ordnungsamt      
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Herr Gemeinderat Dieter Beck 
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Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
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Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
5. Bebauungsplan "Hanfäcker, 1. Änderung" in Berglen-Rettersburg mit ört-

lichen Bauvorschriften gemäß § 74 Landesbauordnung (LBO)  
- Aufstellungs- und Entwurfsbeschluss gemäß §§ 2 und 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) 
 

   

    

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 556/2019 vor. Die Vorlage ist Be-
standteil des Protokolls. 
 
Nach einer kurzen Einführung in die Thematik übergibt der Vorsitzende das Wort an Herrn Mi-
racapillo von der Architekten Partnerschaft ARP in Stuttgart, der den Bebauungsplanentwurf zur 
Änderung des Bebauungsplans Hanfäcker anhand einer PowerPoint-Präsentation eingehend 
erläutert.   
 
 
Nachfolgend fasst der Gemeinderat den einstimmigen Beschluss: 
 
1. Es wird festgestellt, dass weder ein an der Beschlussfassung mitwirkendes Mit-

glied des Gemeinderats, noch der Vorsitzende, befangen sind.  
 

2. Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Hanfäcker, 1. Änderung“ in 
Rettersburg wird gemäß § 2 Abs. 1 BauGB gefasst. Die Aufstellung erfolgt im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB. 
 

3. Zusammen mit dem Bebauungsplan sollen auch örtliche Bauvorschriften gemäß § 
74 LBO erlassen werden. 
 

4. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst auf Gemarkung Rettersburg die 
Grundstücke Flst.Nr. 2430, 2431 und 2431/1. Der räumliche Geltungsbereich ergibt 
sich aus dem Lageplan der Architekten Partnerschaft ARP, Stuttgart, im Maßstab 
1:500 vom 17.12.2019. 
 

5. Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 



wird gemäß § 13 Abs. 2 BauGB abgesehen. 
 

6. Von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sowie der Erstellung eines 
Umweltberichts gemäß § 2a BauGB wird aufgrund von § 13 Abs. 3 BauGB abgese-
hen.  
 

7. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt 
zu machen. 
 

8. Der Bebauungsplanentwurf „Hanfäcker, 1. Änderung“ in Rettersburg vom 
17.12.2019 mit den örtlichen Bauvorschriften einschließlich der Begründung vom 
17.12.2019 wird vom Gemeinderat gebilligt und ist nach entsprechender öffentli-
cher Bekanntmachung im Amtsblatt der Gemeinde Berglen gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB für die Dauer eines Monats, mindestens jedoch von 30 Tagen, öffentlich 
auszulegen. Ferner sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt     
 



 
 

 

 
 

Bebauungsplan "Hanfäcker, 1. Änderung" in Berglen-Rettersburg mit 
örtlichen Bauvorschriften gemäß § 74 Landesbauordnung (LBO)  

- Aufstellungs- und Entwurfsbeschluss gemäß §§ 2 und 3 
Baugesetzbuch (BauGB) 

 

Die positive Bevölkerungsentwicklung in der Region Stuttgart ist auch in der Gemeinde Berglen 

spürbar. Die Nachfrage nach Wohnraum, insbesondere auch nach kostengünstigen und fami-

liengerechten Wohnformen, ist hoch. Diesem Druck kam die Gemeinde Berglen unter anderem 

durch die Erschließung des Baugebiets „Hanfäcker“ in Rettersburg nach. Der entsprechende 

Bebauungsplan, welcher überwiegend eine Bebauung mit Einfamilienhäusern und Doppelhäu-

sern vorsieht, ist am 07.06.2018 in Kraft getreten. 

 

Das Angebot von Mietwohnungen in der Gemeinde Berglen ist jedoch aufgrund der dörflichen 

Struktur und der sich hieraus ergebenden vorherrschenden Bautypologie des freistehenden 

Einfamilienwohngebäudes eher gering. Ältere Menschen, die ihre teilweise zu großen Wohn-

häuser, insbesondere nach dem Tod des Lebenspartners aufgeben wollen oder müssen, klei-

nere Haushalte oder finanziell schwächere Personen finden in der Gemeinde kaum bedarfsge-

rechten Wohnraum. Vor diesem Hintergrund ist nicht nur grundsätzlich die Schaffung von 

Wohnraum von großer Bedeutung, sondern darüber hinaus insbesondere die Schaffung von 

bezahlbarem Wohnraum. 

 

Im zentralen Bereich des Baugebiets „Hanfäcker“ auf dem Grundstück Flst. 2430 ist im Bebau-

ungsplan „Hanfäcker“ eine Fläche für den Gemeinbedarf vorgesehen, auf der eine Kinderta-

geseinrichtung entstehen soll. Durch die Aufstockung der Bebauung besteht im Rahmen der 

Zusammenarbeit mit der Kreisbaugesellschaft mbH die Möglichkeit sozialgeförderten Wohn-

raum zu schaffen (zwölf Wohnungen). 

Die planungsrechtlichen Bestimmungen des Bebauungsplans lassen allerdings keine Wohnnut-

zung auf dem Grundstück Flst. 2430 zu. Zudem wäre das Vorhaben durch die dafür zu niedrig 

festgesetzten Gebäudehöhen nicht realisierbar.  

 

In seiner Sitzung am 26.02.2019 hat der Gemeinderat die Verwaltung daher mit der Erstellung 

eines Bebauungsplanentwurfs zur Änderung des Bebauungsplans „Hanfäcker“ beauftragt, um 

das eben beschriebene Projekt umsetzen zu können. Durch den neuen Bebauungsplan „Han-

fäcker, 1. Änderung“ kann das Kinderhaus mit darüber liegenden Wohnungen in dreigeschoss i-

ger Bauweise entstehen. Zudem wurde die Grundflächenzahl (GRZ) von 0,35 auf 0,4 erhöht. 

Der Geltungsbereich umfasst zudem das östlich angrenzende Grundstück Flst. 2431, auf wel-
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chem wie bereits im Bebauungsplan „Hanfäcker“ zwei Wohngebäude mit jeweils zwei Geschos-

sen und einem zusätzlichem Staffelgeschoss vorgesehen sind (2 x 10 Wohnungen). Hier wer-

den lediglich die Baufenster geringfügig angepasst. 

Darüber hinaus werden auf dem Grundstück Flst. 2431/1 Ladesäulen für elektrisch betriebene 

Fahrzeuge nachgerüstet. Hier wird das Baurecht entsprechend angepasst (öffentliche Ver-

kehrsfläche mit Zweckbestimmung „Parken“). 

 

Der neue Bebauungsplan wird gemäß § 13 a Bausetzbuch (BauGB) im beschleunigten Verfah-

ren als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt, da er der Nachverdichtung eines be-

reits bestehenden Siedlungsgebiets dient. Die Voraussetzungen für die Durchführung des be-

schleunigten Verfahrens liegen vor. Zum einen wird die in § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB 

genannte Obergrenze der noch festzusetzenden Grundfläche (§ 19 Abs. 2 Baunutzungsverord-

nung) von 20.000 m² mit einer Fläche von 4.183 m² deutlich unterschritten. Es sind auch keine 

weiteren Bebauungspläne in der Aufstellung, die in einem engen sachlichen, räumlichen und 

zeitlichen Zusammenhang stehen. Zum anderen werden im Bebauungsplan keine Vorhaben 

zugelassen, für die eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Des Weiteren bestehen gemäß § 13 a Abs. 1 Satz 5 BauGB keine Anhaltspunkte für eine Be-

einträchtigung der in § 1 Abs. 6 und 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter. Es beste-

hen bei der Aufstellung des Bebauungsplans auch keine Pflichten zur Vermeidung oder Be-

grenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundesimmissions-

schutzgesetzes (Störfallbetriebe).  

 
 
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
1. Es wird festgestellt, dass weder ein an der Beschlussfassung mitwirkendes Mit-

glied des Gemeinderats, noch der Vorsitzende, befangen sind.  
 

2. Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Hanfäcker, 1. Änderung“ in 
Rettersburg wird gemäß § 2 Abs. 1 BauGB gefasst. Die Aufstellung erfolgt im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB. 
 

3. Zusammen mit dem Bebauungsplan sollen auch örtliche Bauvorschriften gemäß § 
74 LBO erlassen werden. 
 

4. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst auf Gemarkung Rettersburg 
die Grundstücke Flst.Nr. 2430, 2431 und 2431/1. Der räumliche Geltungsbereich 
ergibt sich aus dem Lageplan der Architekten Partnerschaft ARP, Stuttgart, im 
Maßstab 1:500 vom 17.12.2019. 
 

5. Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
wird gemäß § 13 Abs. 2 BauGB abgesehen. 
 

6. Von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sowie der Erstellung eines 



Umweltberichts gemäß § 2a BauGB wird aufgrund von § 13 Abs. 3 BauGB abge-
sehen.  
 

7. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt 
zu machen. 
 

8. Der Bebauungsplanentwurf „Hanfäcker, 1. Änderung“ in Rettersburg vom 
17.12.2019 mit den örtlichen Bauvorschriften einschließlich der Begründung vom 
17.12.2019 wird vom Gemeinderat gebilligt und ist nach entsprechender öffentli-
cher Bekanntmachung im Amtsblatt der Gemeinde Berglen gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB für die Dauer eines Monats, mindestens jedoch von 30 Tagen, öffentlich 
auszulegen. Ferner sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler:   

 
1 x Bauamt     
 

 































































 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 





Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 

Herr Gemeinderat Dieter Beck 
Herr Gemeinderat Rolf Hammer (ab TOP 9 
anwesend) 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
6. Bebauungsplanverfahren "Gewerbegebiet G.-F.-Händel-Straße, 1. Ände-

rung" in Berglen-Oppelsbohm im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 
Baugesetzbuch (BauGB) mit örtlichen Bauvorschriften gemäß § 74 Lan-
desbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
- Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB 
 

   

    

Auf die Sitzungsvorlage 555/2019 wird verwiesen. Die Vorlage ist Bestandteil des Protokolls. 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt sind Herr Miracapillo von der ARP Stuttgart und Herr Niedhardt 
von der Netto Marken-Discount AG und Co. KG anwesend. 
 
Nach einer kurzen Einführung von Bürgermeister Friedrich in die Thematik erläutert Herr Mi-
racapillo anhand einer PowerPoint-Präsentation das Bebauungskonzept, das die Grundlage für 
die Aufstellung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet G.-F.- Händel-Straße, 1. Änderung“ bilden 
soll.  
 
Herr Niedhardt ergänzt, dass geplant ist, die Verkaufsfläche zu erweitern, um so der Kunden-
nachfrage nach einer besseren Präsentation der Waren nachkommen zu können. Das Sortiment 
soll jedoch nicht vergrößert werden. Das bestehende Marktgebäude soll abgebrochen und durch 
einen Neubau ersetzt werden. Durch den Zeltverkauf in einem fliegenden Bau ist die Versor-
gungssicherheit gegenüber der Bürgerschaft während der Bauzeit von ca. acht Monaten ge-
währleistet.  
 
Zur Anfrage von Gemeinderätin Dr. Reichart hinsichtlich einer Erweiterung des Gebäudes im 
Bestand führt Herr Niedhardt aus, dass die Kosten sowohl für die Erweiterung, als auch für den 
Neubau in etwa gleich sind. Auch die Einfahrt wäre bei beiden Varianten zu verlegen. Die Prob-
lematik beim Umbau bestünde darin, dass bestehende Leitungen überbaut würden. Des Weite-
ren könnten die beiden kleineren Lager nicht zu einer größeren Einheit zusammengefasst wer-
den, was für den laufenden Betrieb nicht optimal ist.  
 



Gemeinderätin Dr. Reichart tut sich insgesamt schwer damit, ein noch nicht so altes Gebäude 
abzureißen. Mit der Vergrößerung des Netto-Marktes ist auch eine Erweiterung der Bäckerei mit 
Café vorgesehen. Damit wird die Voraussetzung für die Öffnung an Sonntagen geschaffen. Sie 
denkt, dass der Umbau Konsequenzen für die anderen Geschäfte haben wird. Für sie ist frag-
lich, ob die Einzelhändler in der Ortsmitte durch die größere Konkurrenz noch Bestand haben 
können.  
 
Der Vorsitzende sieht dies nicht so. Eine Bäckerei-Filiale gibt es bereits jetzt im Netto-Markt. 
Außerdem haben viele Kunden in den letzten Jahren vermehrt und ganz bewusst auf regionale 
Erzeuger gesetzt und werden deshalb auch weiterhin die Einzelhändler in der Ortsmitte aufsu-
chen.  
 
Bauamtsleiter Rabenstein befürchtet, dass Netto das Marktgebäude nicht weiter anmieten wird, 
wenn es aufgrund unterbliebener Modernisierung unattraktiv für die Kundschaft wird. Vielerorts 
sind Modernisierungen von entsprechenden Marktgebäuden zu sehen. Es sind aber auch leer-
stehende Verkaufsstellen in der Region ersichtlich, die nicht mehr den Anforderungen und Kun-
denwünschen entsprechen und folglich keinen Nachmieter finden. Die Gemeinde ist froh, dass 
die Grundstückseigentümerin in ein neues Marktgebäude investiert und die Betreiberin (Netto 
Marken-Discount AG und Co. KG) das bestehende Mietverhältnis verlängert.  
 
Herr Niedhardt führt ergänzend aus, dass es sich um die kleinste Bäckereifläche handeln wird, 
die von Netto angeboten wird. Es ist lediglich vorgesehen, zwei bis drei Sitzmöglichkeiten anzu-
bieten.  
 
Gemeinderätin Zeller erkundigt sich nach der Kostentragung für die Verlegung der Abbiegespur 
und der Bushaltestellen.  
 
Bauamtsleiter Rabenstein informiert, dass mit der Grundstückseigentümerin ein städtebaulicher 
Vertrag geschlossen wurde, welcher die Kostentragung entsprechend regelt. 
 
Zur Anfrage von Gemeinderat Scherhaufer bezüglich der E-Tankstelle führt Herr Niedhardt aus, 
dass die Ladesäule nicht vom Unternehmen betrieben wird, sondern voraussichtlich von einem 
externen Dienstleister. 
 
Der Vorsitzende ergänzt, dass auch die Möglichkeit der Fahrradabstellung angedacht ist.  
 

 

Mit 14 Ja-Stimmen, zwei Gegenstimmen und einer Enthaltung fasst der Gemeinderat fol-
genden Beschluss: 
 

1. Es wird festgestellt, dass weder ein an der Beschlussfassung mitwirkendes Mit-
glied des Gemeinderats, noch der Vorsitzende, befangen sind.  
 

2. Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Gewerbegebiet G.-F.-Händel-
Straße, 1. Änderung“ in Oppelsbohm wird gemäß § 2 Abs. 1 BauGB gefasst. Die 
Aufstellung erfolgt im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB. 

 
3. Zusammen mit dem Bebauungsplan sollen auch örtliche Bauvorschriften gemäß § 

74 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) erlassen werden. 

 
4. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst auf Gemarkung Oppelsbohm 

das Grundstück Flst.Nr. 1317 sowie eine Teilfläche des Grundstücks Flst.Nr. 1214 

(Kreisstraße 1915). Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem Lageplan 
der Architekten Partnerschaft ARP, Stuttgart, im Maßstab 1:1000 vom 17.12.2019. 
 

5. Eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird mit 
folgenden Unterlagen durchgeführt: 



 
a. Ziele und Zwecke der Planung vom 17.12.2019 (Anlage 1), Lageplan der Ar-

chitekten Partnerschaft ARP, Stuttgart, im Maßstab 1:1000 vom 17.12.2019 

(Anlage 2) und Bebauungskonzept (Vorentwurf) vom 17.12.2019 (Anlage 3). 
 

b. Die beschlossenen Unterlagen werden für die Dauer von einem Monat öf-

fentlich ausgelegt und es wird der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung gegeben. Ferner wird eine Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchge-

führt.  
 

6. Von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sowie der Erstellung eines 

Umweltberichts gemäß § 2a BauGB wird aufgrund von § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in 
Verbindung mit § 13 Abs. 3 BauGB abgesehen.  
 

7. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt 
zu machen. 
 

8. Der Vorsitzende wird ermächtigt, eine Vereinbarung mit dem Landkreis bezüglich 
der Inanspruchnahme der Kreisstraße 1915 zu schließen, sofern eine Inanspruch-
nahme von Flächen des Rems-Murr-Kreises erforderlich wird.  

 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bebauungsplan-Ordner „Gewerbegebiet G.-F.-Händel-Straße, 1. Änderung“   
 



 
 

 

 
 

Bebauungsplanverfahren "Gewerbegebiet G.-F.-Händel-Straße, 1. 
Änderung" in Berglen-Oppelsbohm im beschleunigten Verfahren 

gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB) mit örtlichen Bauvorschriften 
gemäß § 74 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 

- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
- Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Der Grundstückseigentümer und die Netto Marken-Discount AG & Co. KG beabsichtigen den 

bestehenden Lebensmittelmarkt in Oppelsbohm baulich zu erweitern bzw. durch einen Neubau 

zu ersetzen. Die Rahmenbedingungen des bestehenden ca. 820 m² großen Marktes entspre-

chen nicht mehr den aktuellen Anforderungen an Marktgröße und Organisation. Die Präsentati-

on der Waren und der fehlende Komfort beim Einkauf sind nicht mehr zeitgemäß. Mit der ge-

planten Erweiterung werden bei gleicher Sortimentsstruktur die Einkaufsbedingungen für die 

Kunden verbessert. Ziel ist es, die bestehende Verkaufsfläche von ca. 820 qm auf insgesamt 

1.100 qm zu erhöhen und so der Kundennachfrage nach einer besseren Präsentation der W a-

ren durch z.B. großzügigere Zwischengänge und Regalbestückungen nachkommen zu können. 

Zudem sollen die Bewegungsräume der Kunden im Markt und in der Kassenzone verbessert 

werden.  

 

Durch die Vergrößerung der Verkaufsflächen wird die bestehende Bebauung nach Westen erwei-

tert bzw. verlängert. Der bestehende Kundenparkplatz soll dabei neu geordnet werden (einge-

hauste Einkaufswagenbox sowie zusätzliche Familien-, Behinderten- und Fahrradstellplätze) und 

Richtung Westen verschoben bzw. erweitert werden. Die bestehende Zufahrt von der Georg-

Friedrich-Händel-Straße (K1915) wird im Zuge des Bauvorhabens um ca. 15 m nach Westen ver-

schoben. Damit trägt das Vorhaben zur Sicherung der Nahversorgung an einem etablierten 

Versorgungsstandort in der Gemeinde Berglen bei. 

 

Für das Plangebiet am westlichen Ortseingang des Ortsteils Oppelsbohm liegt ein Bebauungs-

konzept als Vorentwurf vor, welches die Grundlage für die Aufstellung des Bebauungsplans 

„Gewerbegebiet G.-F.-Händel-Straße, 1. Änderung“ bilden soll. Mit dem Bebauungsplan sollen 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Weiterentwicklung des Einzelhandels am 

Standort Oppelsbohm geschaffen werden. Das Plangebiet wird als Sondergebiet für einen 

großflächigen Einzelhandelsbetrieb ausgewiesen. Der Bebauungsplan soll als Bebauungsplan 

der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB aufgestellt werden. Eine Umweltprüfung ist daher 
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nicht erforderlich.  

   
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 

1. Es wird festgestellt, dass weder ein an der Beschlussfassung mitwirkendes Mit-

glied des Gemeinderats, noch der Vorsitzende, befangen sind.  
 

2. Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Gewerbegebiet G.-F.-Händel-

Straße, 1. Änderung“ in Oppelsbohm wird gemäß § 2 Abs. 1 BauGB gefasst. Die 
Aufstellung erfolgt im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB. 
 

3. Zusammen mit dem Bebauungsplan sollen auch örtliche Bauvorschriften gemäß § 
74 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) erlassen werden. 
 

4. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst auf Gemarkung Oppelsbohm 
das Grundstück Flst.Nr. 1317 sowie eine Teilfläche des Grundstücks Flst.Nr. 1214 
(Kreisstraße 1915). Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem Lageplan 

der Architekten Partnerschaft ARP, Stuttgart, im Maßstab 1:1000 vom 17.12.2019. 
 

5. Eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird mit 

folgenden Unterlagen durchgeführt: 
 

a. Ziele und Zwecke der Planung vom 17.12.2019 (Anlage 1), Lageplan der Ar-

chitekten Partnerschaft ARP, Stuttgart, im Maßstab 1:1000 vom 17.12.2019 
(Anlage 2) und Bebauungskonzept (Vorentwurf) vom 17.12.2019 (Anlage 3). 

 

b. Die beschlossenen Unterlagen werden für die Dauer von einem Monat öf-
fentlich ausgelegt und es wird der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung gegeben. Ferner wird eine Beteiligung der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchge-
führt.  

 

6. Von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sowie der Erstellung eines 
Umweltberichts gemäß § 2a BauGB wird aufgrund von § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in 
Verbindung mit § 13 Abs. 3 BauGB abgesehen.  

 
7. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt 

zu machen. 

 
8. Der Vorsitzende wird ermächtigt, eine Vereinbarung mit dem Landkreis bezüglich 

der Inanspruchnahme der Kreisstraße 1915 zu schließen, sofern eine Inanspruch-

nahme von Flächen des Rems-Murr-Kreises erforderlich wird.  
 
   
 
 
Verteiler:   

 
1 x Bebauungsplan-Ordner „Gewerbegebiet G.-F.-Händel-Straße, 1. Änderung“   
 

 



















 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 





Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 

Herr Gemeinderat Dieter Beck 
Herr Gemeinderat Rolf Hammer (ab TOP 9 
anwesend) 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
7. Fortschreibung des genehmigten gemeinsamen Flächennutzungsplans 

2000 - 2015 des Gemeindeverwaltungsverbandes Winnenden und der Ge-
meinde Berglen in Teilbereichen 
- Aufstellungsbeschluss für die 15. Flächennutzungsplanänderung im 
Teilbereich 
"Bauhofgelände" in Bergen-Steinach und Berglen-Reichenbach 
 

   

    

Auf die Sitzungsvorlage 549/2019, die Bestandteil des Protokolls ist, wird verwiesen.  
 
Protokollnotiz: Gemeinderätin Aigner erklärt sich für befangen und nimmt weder an der Beratung 
noch an der Beschlussfassung teil.   
 

 
Mit 15 Ja-Stimmen und einer Enthaltung fasst der Gemeinderat den Beschluss: 
 
1. Das Verfahren zur 15. Änderung des am 29.05.2006 genehmigten gemeinsamen Flä-

chennutzungsplans 2000 - 2015 des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden und 
der Gemeinde Berglen wird eingeleitet. 

 
2. In den am 29.05.2006 genehmigten gemeinsamen Flächennutzungsplan 2000 - 2015 

des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden und der Gemeinde Berglen werden 
die folgenden neuen Darstellungen aufgenommen: 
- Gewerbliche Baufläche „Bauhofgelände“ (Planung) in Berglen-Steinach und Berglen-

Reichenbach, Flur 2 (0,2 ha) 
 
3. Maßgebend ist der jeweilige Abgrenzungsplan, gefertigt vom Stadtentwicklungsamt 

der Stadt Winnenden vom 16.09.2019 im Maßstab 1 : 5.000 (Anlage 1). 

   
 
Verteiler: 1 x GVV Winnenden 
  1 x FNP-Ordner „15. Änderung“   
 



 
 

 

 
 

Fortschreibung des genehmigten gemeinsamen 
Flächennutzungsplans 2000 - 2015 des 

Gemeindeverwaltungsverbandes Winnenden und der Gemeinde 
Berglen in Teilbereichen 

- Aufstellungsbeschluss für die 15. Flächennutzungsplanänderung im 
Teilbereich 

"Bauhofgelände" in Bergen-Steinach und Berglen-Reichenbach 
 

 

Der gemeinsame Flächennutzungsplan 2000 - 2015 des Gemeindeverwaltungsverbands Win-

nenden und der Gemeinde Berglen wurde mit Erlass des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 

29.05.2006 genehmigt. Er ist mit der Bekanntmachung der Genehmigung am 06.07.2006 wirk-

sam geworden. Im Gebiet des Teilverwaltungsraumes Berglen hat sich inzwischen der folgende 

Änderungsbedarf ergeben, der wie folgt begründet wird: 

 

In Berglen-Steinach, nordwestlich des Ortsteils Erlenhof, soll im Bereich des bestehenden Ge-

werbegebiets „Gewerbegebiet Erlenhof – II. Bauabschnitt“ ein neuer Gemeindebauhof errichtet 

werden und der bestehende Standort in der Orffstraße 8 in Berglen-Oppelsbohm aufgegeben 

werden. 

 

Durch die Aufgabe bzw. Verlagerung des bestehenden Gemeindebauhofs in der Orffstraße 8 in 

Berglen-Oppelsbohm ist vorgesehen, die innerörtliche Fläche für die Nachverdichtung bzw. In-

nenentwicklung freizumachen und einer Wohnbebauung zuzuführen. 

 

Im gemeinsamen Flächennutzungsplan 2000 - 2015 (FNP) des Gemeindeverwaltungsverbands 

Winnenden und der Gemeinde Berglen ist die außerhalb des Siedlungszusammenhangs lie-

gende Fläche als Fläche für die Landwirtschaft (Bestand) gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9 Buchstabe a 

BauGB dargestellt und nachrichtlich als Landschaftsschutzgebiet vermerkt. 

 

Durch die 15. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplans 2000 - 2015 (FNP) des Ge-

meindeverwaltungsverbands Winnenden und der Gemeinde Berglen wird eine gewerbliche 

Baufläche (Planung) gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO darge-

stellt. 

 

 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/549/2019 621.41 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



Ziele und Zwecke der Planung 

 

Die Gemeinde Berglen beabsichtigt im Bereich des bestehenden Gewerbegebiets „Gewerbe-

gebiet Erlenhof – II. Bauabschnitt“ in Berglen-Steinach einen neuen Gemeindebauhof zu errich-

ten und den bestehenden Gemeindebauhof in der Orffstraße 8 in Berglen-Oppelsbohm aufzu-

geben. 

 

Der bestehende Gemeindebauhof liegt innerhalb des bestehenden Wohngebiets „Alter Hau“ in 

Berglen-Oppelsbohm. Unmittelbar angrenzend befinden sich Wohngebäude. Durch an- und 

abfahrende Fahrzeuge sowie die Be- und Entladung von Maschinen und Geräten bestehen 

gegenüber der Wohnbebauung relevante Lärmbelastungen. 

 

Der bestehende Gemeindebauhof in der Orffstraße 8 in Berglen-Oppelsbohm ist aufgrund des 

Alters (Baujahr 1973 und Erweiterung 1979) sanierungsbedürftig. Es bestehen bautechnische 

(z.B. Korrosion im Dachgeschoss), funktionale (z.B. keine ordnungsgemäßen Arbeitsstätten, 

Sanitäranlagen und Sozialräume gemäß Arbeitsstättenverordnung) und betriebliche Mängel 

(z.B. geringe Lagerkapazität für u.a. für Material, Baustoffe sowie wenig Abstellmöglichkeiten für 

Betriebsfahrzeuge, fehlender Waschplatz für Fahrzeuge usw.). 

 

Darüber hinaus ist die Zufahrt zum Gemeindebauhof durch den engen Straßenraum im Schu-

mannweg verkehrstechnisch nicht günstig. Es bestehen für größere Lastkraftwagen keine aus-

reichend bemessenen Rangierflächen, sodass bei Materialanlieferungen der öffentliche Ver-

kehrsraum vor dem Gemeindebauhofgelände in Anspruch genommen wird. Dieser Umstand ist 

für vorbeifahrende Fahrzeuge eine Verkehrsgefährdung. 

 

Insgesamt ist eine Erweiterung bzw. Weiterentwicklung des bestehenden Gemeindebauhofs in 

der Orffstraße 8 in Berglen-Oppelsbohm durch die genannten Gründe sowie auf Grund der be-

engten Verhältnisse nicht realisierbar. 

 

Der nordwestlich des Ortsteils Erlenhof, im Bereich des bestehenden Gewerbegebiets „Gewer-

begebiet Erlenhof – II. Bauabschnitt“ in Berglen-Steinach, geplante neue Gemeindebauhof liegt 

verkehrsgünstig an einer verkehrstechnisch gut erschlossenen Ortsdurchfahrtsstraße (L 1140) 

am westlichen Ortseingang. Die sehr gute Verkehrsanbindung ermöglicht das schnelle Errei-

chen der Einsatzorte im Gemeindegebiet. Aufgrund der Lage im Gewerbegebiet „Gewerbege-

biet Erlenhof – II. Bauabschnitt“ in Berglen-Steinach besteht außerdem kein Konfliktpotential mit 

bestehender und auch mit im Gewerbegebiet ausgeschlossener Wohnbebauung. Zudem ist in 

unmittelbarer Nähe eine Tankstelle vorhanden, die den Verzicht auf eine eigene Betriebstank-

stelle ermöglicht. Die geplante Flächengröße ermöglicht außerdem eine Streusalzlagerung in 



einem Silo (sicherer Befüllvorgang und einfache, schnelle Beladung der Fahrzeuge aus dem 

Silo möglich). Ein weiterer Vorteil ist die mögliche Integration der Verwaltung des Wasserwerks 

im Gemeindebauhofgebäude (Aufgabe des Betriebssitzes in der Forchenstraße 15 in Berglen-

Steinach, gemeinsame Nutzung von Maschinen und Geräten). 

 

Darstellung einer gewerblichen Baufläche (Planung) für den Gemeindebauhof 

 

Der Gemeindebauhof ist als Gewerbebetrieb innerhalb einer gewerblichen Baufläche nach 

§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO und innerhalb eines Gewerbegebiets nach § 1 Abs. 2 Nr. 9 BauNVO i. 

V. m. § 8 BauNVO allgemein zulässig. Somit lässt sich die geplante Nutzung für einen Gemein-

debauhof eindeutig und zweifelsfrei dem Gewerbegebiet als Baugebiet nach den §§ 2 bis 10 

BauNVO zuordnen. Die planerische Zielsetzung der Gemeinde kann durch die Festsetzung 

eines Baugebiets nach den §§ 2 bis 10 BauNVO in Kombination mit der Feinsteuerung nach § 1 

Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO verwirklicht werden (vgl. höchstrichterliche Rechtsprechung, 

BVerwG, Beschluss vom 09.06.2016 - 4 B 8.16). 

 

Die Darstellung einer Sonderbaufläche nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO und eines sonstigen 

Sondergebiets nach § 1 Abs. 2 Nr. 11 BauNVO i. V. m. § 11 BauNVO ist für den vorgesehenen 

Gemeindebauhof nicht möglich. Nach § 11 Abs. 1 BauNVO sind als sonstige Sondergebiete 

solche Gebiete darzustellen und festzusetzen, die sich von den Baugebieten nach den §§ 2 bis 

10 BauNVO wesentlich unterscheiden. Ein wesentlicher Unterschied zu den Gebieten nach den 

§§ 2 bis 10 BauNVO besteht, wenn ein Festsetzungsgehalt gewollt is t, der sich keinem der in 

den §§ 2 ff. BauNVO geregelten Gebietstypen zuordnen und der sich deshalb sachgerecht 

auch mit einer auf sie gestützten Festsetzung nicht erreichen lässt. Die allgemeine Zweckset-

zung des Baugebiets ist dahin konkretisiert, ob sich das festgesetzte sonstige Sondergebiet 

wesentlich von einem Baugebietstyp im Sinne der §§ 2 bis 10 BauNVO unterscheidet. Zu ver-

gleichen sind die konkreten Festsetzungen des Sondergebiets mit der jeweiligen „abstrakten“ 

allgemeinen Zweckbestimmung des Baugebietstyps, wie er sich aus den jeweiligen Absätzen 1 

der §§ 2 bis 10 BauNVO ergibt. 

 

Da die mit der Planung für den Gemeindebauhof verbundenen Zielsetzungen mit der allgemei-

nen Zweckbestimmung der anderen Baugebiete eindeutig und zweifelsfrei in Deckung gebracht 

werden können, scheidet eine Sonderbaufläche nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO und ein sonsti-

ges Sondergebiet nach § 1 Abs. 2 Nr. 11 BauNVO i. V. m. § 11 BauNVO aus. 

 

Die Darstellung einer Sonderbaufläche und die Festsetzung eines sonstigen Sondergebiets 

dürfen nicht zu einer Umgehung des grundsätzlichen Typenzwangs der Baunutzungsverord-

nung, die auch Ausfluss einer sachgerechten Inhaltsbestimmung des Eigentums ist, führen. Die 



eigentumsrechtlichen Randerscheinungen im Zusammenhang mit dem geplanten Gemeinde-

bauhof dürfen nicht Gegenstand der Bauleitplanung sein. Die aus Sicht der Gemeindeverwal-

tung angestrebten vorhabenbezogenen Darstellungen im Flächennutzungsplan und Festset-

zungen im Bebauungsplan begründen nicht den von der höchstrichterlichen Rechtsprechung 

vorgegeben Festsetzungsgehalt, der sich wesentlich von den Baugebieten nach den §§ 2 bis 9 

BauNVO unterscheidet. 

 

Bedarfsermittlung des Gewerbeflächenbedarfs nach der Plausibilitätsprüfung des Lan-

des Baden-Württemberg 

 

Die Bedarfsermittlung für den Gewerbeflächenbedarf erfolgt gemäß den „Hinweisen für die 

Plausibilitätsprüfung der Bauflächennachweise im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach 

§ 6 BauGB und nach § 10 Abs. 2 des Baugesetzbuchs“ vom 15. Februar 2017, wie vom Land 

Baden-Württemberg vorgegeben. 

 

Die Gemeinden können Bauflächen in einem Umfang ausweisen, der ihrem voraussichtlichen 

Bedarf entspricht (§ 5 Abs. 1 BauGB). Sie sollen dabei aber mit Grund und Boden sparsam 

umgehen, der Innenentwicklung durch Wiedernutzbarmachung von Flächen und Nachverdich-

tung den Vorrang vor zusätzlicher Inanspruchnahme von Flächen geben und die Bodenversieg-

lung begrenzen (§ 1a BauGB). Für die Plausibilität des Planungsansatzes zum Gewerbeflä-

chenbedarf ist ein pauschaler Flächenansatz, bezogen auf Raumkategorie / zentralörtliche 

Funktion, Wohnbaufläche oder Einwohnerzahl, wegen der Differenziertheit gewerblicher Be-

darfsansprüche nicht geeignet. Der prognostizierte Gewerbeflächenbedarf muss daher im Ein-

zelfall nachvollziehbar dargestellt und begründet sein. Dazu soll aus den Planunterlagen und 

der Begründung ersichtlich sein: 

 

 Darstellung nicht bebauter Misch-, Gewerbe- und Industrieflächen in Plangebieten sowie 

nicht bebauter und nicht genutzter Misch-, Gewerbe- und Industrieflächen im nicht beplanten 

Bereich einschließlich betrieblicher Reserveflächen sowie die Darlegung von deren Entwick-

lungspotenzialen für gewerbliche Flächennutzung sowie der Strategien zu deren Mobilisie-

rung, 

 Darstellung von Flächen mit Nutzungspotentialen für gewerbliche Anlagen in anderen Be-

standsgebieten sowie deren Eignungsqualitäten, Aktivierbarkeit und Strategien zu deren 

Mobilisierung, 

 Darstellung der Beteiligungen an interkommunalen Gewerbegebieten 

 Darstellung und Begründung des zusätzlichen Gewerbeflächenbedarfs ortsansässiger Un-

ternehmen, 

 Darstellung und Begründung des zusätzlichen Flächenbedarfs für Neuansiedlungen unter 



Darlegung der angewandten Berechnungsmethode der Flächenbedarfsprognose, 

 Berücksichtigung regionalplanerischer Vorgaben hinsichtlich Funktionszuweisung und Ober-

grenzen für gewerbliche Flächen, soweit vorhanden. 

 

Bei der Darstellung neuer gewerblicher Flächen soll in die Prüfung der Plausibilität des Bedarfs 

auch die überschlägige Prüfung der Entwicklungseignung dieser Flächen einbezogen werden. 

 

Die geringe Flächengröße der gewerblichen Baufläche „Bauhofgelände“ (Planung) in Berglen-

Steinach und /-Reichenbach (0,2 ha) gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 

BauNVO liegt deutlich unter der Schwelle für eine Bedarfsermittlung des Gewerbeflächenbe-

darfs nach der Plausibilitätsprüfung des Landes Baden-Württemberg gemäß den „Hinweisen für 

die Plausibilitätsprüfung der Bauflächennachweise im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 

nach § 6 des Baugesetzbuchs und nach § 10 Abs. 2 des Baugesetzbuchs“ vom 15. Februar 

2017. 

 

Ermittlung des Wohnbauflächenbedarfs insgesamt nach dem Orientierungswert des Re-

gionalplans für Gemeinden beschränkt auf Eigenentwicklung 

 

Der Regionalplan wurde von der Regionalversammlung am 22.07.2009 als Satzung beschlos-

sen und ist durch die Bekanntmachung am 12.11.2010 rechtsverbindlich geworden. Die Ge-

meinde Berglen befindet sich gemäß der Strukturkarte des Verbands Region Stuttgart, die auf 

Basis des Landesentwicklungsplans 2002 Baden-Württemberg (LEP 2002) beruht, in der 

Raumkategorie ländlicherer Raum im engeren Sinne. Die Gemeinde Berglen ist als Gemeinde 

beschränkt auf Eigenentwicklung festgelegt und liegt in abgesetzter Lage in den Berglen inner-

halb eines zusammenhängenden, topografisch bewegten, der Erholung dienendem, Natur und 

Landschaftsraums und hat keinen Anschluss an den Schienenpersonenverkehr. 

 

Gemäß der landesplanerisch angestrebten Ausrichtung der Siedlungsentwicklung an geeigne-

ten und infrastrukturell besonders ausgestatten Standorten werden regionalplanerisch Sied-

lungsbereiche bestimmt. In den Gemeinden beschränkt auf Eigenentwicklung sind gewerbliche 

Bauflächen für den aus der Eigenentwicklung sich ergebenden Bedarf zulässig. 

 

Die geringe Flächengröße der gewerblichen Baufläche „Bauhofgelände“ (Planung) in Berglen-

Steinach und /-Reichenbach (0,2 ha) gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 

BauNVO liegt deutlich unter der Schwelle für eine Ermittlung des Wohnbauflächenbedarfs nach 

dem Orientierungswert des Regionalplans des Verbands Region Stuttgart, von der Regional-

versammlung am 22.07.2009 als Satzung beschlossen und durch die Bekanntmachung am 

12.11.2010 rechtsverbindlich geworden. 



 

Bebauungsplan „Neubau Bauhof“ in Berglen-Steinach und Berglen-Reichenbach 

 

Der Bebauungsplan „Neubau Bauhof“ in Berglen-Steinach und Berglen-Reichenbach soll 

gleichzeitig mit der Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 

BauGB aufgestellt werden. Das Gebiet „Neubau Bauhof“ liegt nordwestlich des Ortsteils Erlen-

hof. 

 

Mit der vorgesehenen Erweiterung des bestehenden Gewerbegebiets „Gewerbegebiet Erlenhof 

– II. Bauabschnitt“ in Berglen-Steinach soll ein Angebot für weitere Gewerbeflächen für einen 

geplanten Gemeindebauhof entstehen. 

 

Das Plangebiet ist im gemeinsamen Flächennutzungsplan 2000 - 2015 (FNP) des Gemeinde-

verwaltungsverbands Winnenden und der Gemeinde Berglen als Fläche als Fläche für die 

Landwirtschaft (Bestand) gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9 Buchstabe a BauGB dargestellt und nachricht-

lich als Landschaftsschutzgebiet vermerkt. 

 

Landschaftsschutzgebiet 

 

Das verordnete Landschaftsschutzgebiet „Buchenbach-, Brunnbächle-, Steinach- und Zipfel-

bachtal mit angrenzenden Hängen sowie Bürger Höhe (1.19.008)“ liegt vollständig im räumli-

chen Geltungsbereich der 15. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplans 2000 - 2015 

(FNP) des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden und der Gemeinde Berglen. Land-

schaftsschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen nach § 26 Abs. 1 

Bundesnaturschutzgesetzt (BNatSchG) ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft zur 

Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-

turhaushaltes oder der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Natur-

güter wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder der besonderen kulturhistorischen Be-

deutung der Landschaft oder wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung erforderlich 

ist. Von den Geboten und Verboten des Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), in einer 

Rechtsverordnung auf Grund des § 57 Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sowie nach 

dem Naturschutzrecht der Länder kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn dies aus 

Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirt-

schaftlicher Art, notwendig ist oder die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer un-

zumutbaren Belastung führen würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz 

und Landschaftspflege vereinbar ist. 

 

Mit dem Landratsamt Rems-Murr-Kreis sind zur Klärung der Voraussetzungen für eine Befrei-



ung von der Landschaftsschutzverordnung frühzeitig Gespräche zu führen. Die geringe Flä-

chengröße des Eingriffs lässt vermuten, dass eine Befreiung in Aussicht gestellt werden kann. 

Eine entsprechende Antragstellung ist vorzubereiten. 

 

Regionaler Grünzug 

 

Der Regionalplan wurde von der Regionalversammlung am 22.07.2009 als Satzung beschlos-

sen und ist durch die Bekanntmachung am 12.11.2010 rechtsverbindlich geworden. Der in der 

Raumnutzungskarte mit der zeichnerischen Darstellung der verbindlich festgelegten Ziele fest-

gelegte Regionale Grünzug (VRG), PS 3.1.1 (Z), liegt vollständig im räumlichen Geltungsbe-

reich der 15. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplans 2000 - 2015 (FNP) des Ge-

meindeverwaltungsverbands Winnenden und der Gemeinde Berglen. Die Vorgaben im Regio-

nalplan unterscheiden zwischen Zielen und Grundsätzen. Beide sind für die kommunale Bau-

leitplanung und die Fachplanung bindend. Die Ziele der Regionalplanung können durch planeri-

sche Abwägung oder Ermessensausübung nicht überwunden werden. 

 

Der in der Raumnutzungskarte festgelegte Regionale Grünzug ist ein Vorranggebiet für den 

Freiraumschutz mit dem Ziel der Erhaltung und Verbesserung des Freiraumes und der Siche-

rung des großräumigen Freiraumzusammenhangs. Der in der Raumnutzungskarte mit der 

zeichnerischen Darstellung der verbindlich festgelegten Ziele festgelegte Regionale Grünzug ist 

fachlich begründet durch das verordnete Landschaftsschutzgebiet „Buchenbach-, Brunnbächle-, 

Steinach- und Zipfelbachtal mit angrenzenden Hängen sowie Bürger Höhe (1.19.008)“. Der Re-

gionale Grünzug beinhaltet und ergänzt die überregional bedeutsamen naturnahen Land-

schaftsräume, die gemäß Plansatz 5.1.2 des Landesentwicklungsplan 2002 Baden-

Württemberg zu sichern sind, und in dem die Funktions- und Leitungsfähigkeit des Naturhaus-

haltes zu erhalten und zu verbessern ist. 

 

Mit dem Verband Region Stuttgart sind zur Bestimmung der genauen Ausformung bzw. Ab-

grenzung des in der Raumnutzungskarte mit der zeichnerischen Darstellung der verbindlich 

festgelegten Ziele festgelegten Regionalen Grünzugs frühzeitig Gespräche zu führen. Die ge-

ringe Flächengröße des Eingriffs lässt vermuten, dass ein Zielabweichungsverfahren nicht er-

forderlich wird. Grundsätzlich ist ein Zielabweichungsverfahren möglich, wenn die Abweichung 

unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht 

berührt werden. Zuständig für das Verfahren ist das Regierungspräsidium Stuttgart als höhere 

Raumordnungsbehörde. 

 

Aus den vorstehend genannten Gründen wird gebeten, die Einleitung des Verfahrens für die 15. 

Flächennutzungsplanänderung zu beschließen. 



  
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
1. Das Verfahren zur 15. Änderung des am 29.05.2006 genehmigten gemeinsamen 

Flächennutzungsplans 2000 - 2015 des Gemeindeverwaltungsverbands Winnen-

den und der Gemeinde Berglen wird eingeleitet. 

 

2. In den am 29.05.2006 genehmigten gemeinsamen Flächennutzungsplan 2000 -

 2015 des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden und der Gemeinde Berglen 

werden die folgenden neuen Darstellungen aufgenommen: 

 

- Gewerbliche Baufläche „Bauhofgelände“ (Planung) in Berglen-Steinach und Berg-

len-Reichenbach, Flur 2 (0,2 ha) 

 

3. Maßgebend ist der jeweilige Abgrenzungsplan, gefertigt vom Stadtentwicklungs-

amt der Stadt Winnenden vom 16.09.2019 im Maßstab 1 : 5.000 (Anlage 1). 

 
 
 
 
 
 
 
   
 

 
Verteiler:   

 
1 x GVV Winnenden 
1 x FNP-Ordner „15. Änderung“   
 

 





Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 16 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 17 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 

Herr Gemeinderat Dieter Beck 
Herr Gemeinderat Rolf Hammer (ab TOP 9 
anwesend) 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
8. Bebauungsplanverfahren "Neubau Bauhof" auf Gemarkungen Steinach 

und Reichenbach, Flur Spechtshof, mit örtlichen Bauvorschriften gemäß 
74 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
- Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 

   

    

Auf die Sitzungsvorlage 561/2019, die Bestandteil des Protokolls ist, wird verwiesen. 
 
Protokollnotiz: Gemeinderätin Aigner ist befangen und nimmt weder an der Beratung noch an 
der Beschlussfassung teil. 
 
Nachfolgend erläutert Herr Miracapillo das geplante Bebauungsplanverfahren anhand von Plan-
unterlagen.  
 
Bürgermeister Friedrich betont, dass es für die Verwaltung wichtig ist, dass aus dem neuen Pla-
nungsrecht (FNP-Änderung und Aufstellung des Bebauungsplans „Neubau Bauhof“) kein Auto-
matismus entsteht. Ob und in welcher Form gebaut werden soll, entscheidet ausschließlich der 
Gemeinderat.  
 
 
 
Mit 15 Ja-Stimmen und einer Enthaltung beschließt der Gemeinderat: 
 
1. Es wird festgestellt, dass weder ein an der Beschlussfassung mitwirkendes Mit-

glied des Gemeinderats, noch der Vorsitzende, befangen sind.  
 
2. Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Neubau Bauhof“ auf Gemar-

kung Steinach und Gemarkung Reichenbach, Flur Spechtshof, wird gemäß § 2 
Abs. 1 BauGB gefasst. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 

 
3. Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 



BauGB, da sich durch die Bauleitplanung Abweichungen zu den Darstellungen im 
derzeit geltenden Flächennutzungsplan ergeben.  

 
4. Zusammen mit dem Bebauungsplan sollen auch örtliche Bauvorschriften gemäß § 

74 LBO für den Geltungsbereich des Bebauungsplans erlassen werden. 

 
5. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst auf Gemarkung Steinach, Flur 

Steinach, das Grundstück Flst.Nr. 740/48 sowie die Teilflächen der Grundstücke 
Flst.Nr. 740/2 (Weg) 740/3, 740/43, 740/44 und 760/2 (Daimlerstraße). Auf Gemar-
kung Reichenbach, Flur Spechtshof, werden in den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans die Teilflächen der Grundstücke Flst.Nr. 172 und 174/1 einbezogen. Der 
räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem Lageplan der Architekten Partner-
schaft ARP, Stuttgart, im Maßstab 1:1000 vom 17.12.2019. 

 
6. Die Öffentlichkeit ist gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig an der Bauleitplanung zu 

beteiligen. Die beschlossenen Unterlagen werden für die Dauer von einem Monat 
öffentlich ausgelegt und es wird der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung gegeben. Ferner wird eine Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt.  

 
7.  Der Vorsitzende wird zum Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags über die 

Umsetzung externer Ausgleichsmaßnahmen ermächtigt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bebauungsplan-Ordner „Neubau Bauhof“ 
  1 x ARP      
 



 
 

 

 
 

Bebauungsplanverfahren "Neubau Bauhof" auf Gemarkungen 
Steinach und Reichenbach, Flur Spechtshof, mit örtlichen 
Bauvorschriften gemäß 74 Landesbauordnung für Baden-

Württemberg (LBO) 
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
- Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 

Der Gemeinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung am 24.09.2019 beschlossen, mit der weite-

ren Gebäude- und Freianlagenplanung für das neue Bauhofgelände am ausgewählten Standort 

nordwestlich des Gewerbegebiets Erlenhof II fortzufahren. Ferner soll die vorbereitende und 

verbindliche Bauleitplanung (FNP-Änderung und Aufstellung eines Bebauungsplanes) eingelei-

tet werden. Als Grundlage für diese Entscheidung diente einerseits eine von der Gemeinde bei 

der Architektenpartnerschaft ARP in Auftrag gegebene Machbarkeitsstudie, deren planerische 

Umsetzung der Bau- und Umweltausschuss, als auch der Gemeinderat am 17.04.2018 bzw. 

24.09.2019 zugestimmt haben. Das Gremium hat sich andererseits im Rahmen der jährlich 

stattfindenden Ortsbesichtigungen mehrfach selbst vor Ort ein Bild von dem Gelände nordwest-

lich des Gewerbegebiets gemacht und über die Realisierung an diesem Standort beraten.  

 

Die Verlagerung des Bauhofgeländes ist erforderlich, da der Standort in der Orffstraße 8 in Op-

pelsbohm für einen Neubau ungeeignet ist. Dies liegt zum einen an der beengten räumlichen 

Situation sowie an den topographischen Bedingungen des Grundstücks. Zum anderen an der 

fehlenden Leistungsfähigkeit der bestehenden Erschließungsanlagen. Eine Beibehaltung des 

Standorts mit gleichzeitiger Modernisierung des im Jahre 1973 errichteten Betriebsgebäudes 

und des 1979 erstellten Anbaus stellt nach Auffassung der Verwaltung keine wirtschaftlich sinn-

volle Alternative dar. Die Funktionalität würde dabei nicht nennenswert verbessert und damit die 

gewünschte Optimierung der betrieblichen Abläufe ausbleiben. Neben den fehlenden Entwick-

lungsmöglichkeiten bliebe auch das Konfliktpotential mit der Nachbarschaft auf Dauer beste-

hen. Das Bauhofgelände liegt innerhalb des Wohngebiets „Alter Hau“. Unmittelbar angrenzend 

befinden sich Wohngebäude. Durch an- und abfahrende Fahrzeuge, insbesondere in den frü-

hen Morgenstunden während des Winterdienstes, sowie bei Arbeiten mit Maschinen und Gerä-

ten im Hof bestehen gegenüber dieser Wohnbebauung erhebliche Lärmbelastungen. Eine Bei-

behaltung des Standorts stünde auch der gewünschten städtebaulichen Weiterentwicklung des 

Wohngebiets mit Geschoßwohnungen entgegen. 

 

Nachdem die Kaufverträge für die beiden im Privatbesitz befindlichen Grundstücksteile am 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/561/2019 621.41 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



21.10.2019 notariell beurkundet werden konnten, besteht nun auch Klarheit hinsichtlich der tat-

sächlichen Flächenverfügbarkeit. Es liegen somit keine Hinderungsgründe vor, die der Einlei-

tung der erforderlichen Rechtsverfahren entgegenstehen. 

  

Zur Erreichung der städtebaulichen Ziele bzw. um die von der Gemeinde gewollte städtebauli-

che Entwicklung realisieren zu können, ist die Schaffung von neuem Planungsrecht und somit 

die Aufstellung des Bebauungsplanes „Neubau Bauhof“ erforderlich.  

  
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
1. Es wird festgestellt, dass weder ein an der Beschlussfassung mitwirkendes Mit-

glied des Gemeinderats, noch der Vorsitzende, befangen sind.  

 

2. Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Neubau Bauhof“ auf Gemar-

kung Steinach und Gemarkung Reichenbach, Flur Spechtshof, wird gemäß § 2 

Abs. 1 BauGB gefasst. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 

BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 

 

3. Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 

3 BauGB, da sich durch die Bauleitplanung Abweichungen zu den Darstellungen 

im derzeit geltenden Flächennutzungsplan ergeben.  

 

4. Zusammen mit dem Bebauungsplan sollen auch örtliche Bauvorschriften gemäß § 

74 LBO für den Geltungsbereich des Bebauungsplans erlassen werden. 

 

5. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst auf Gemarkung Steinach, Flur 

Steinach, das Grundstück Flst.Nr. 740/48 sowie die Teilflächen der Grundstücke 

Flst.Nr. 740/2 (Weg) 740/3, 740/43, 740/44 und 760/2 (Daimlerstraße). Auf Gemar-

kung Reichenbach, Flur Spechtshof, werden in den Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans die Teilflächen der Grundstücke Flst.Nr. 172 und 174/1 einbezogen. Der 

räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem Lageplan der Architekten Partne r-

schaft ARP, Stuttgart, im Maßstab 1:1000 vom 17.12.2019. 

 

 

6. Die Öffentlichkeit ist gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig an der Bauleitplanung zu 

beteiligen. Die beschlossenen Unterlagen werden für die Dauer von einem Monat 

öffentlich ausgelegt und es wird der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung und 

Erörterung gegeben. Ferner wird eine Beteiligung der Behörden und sonstigen 



Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt.  

 

7.  Der Vorsitzende wird zum Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags über 

die Umsetzung externer Ausgleichsmaßnahmen ermächtigt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 

 
Verteiler:   

 
1 x Beplan-Ordner „Neubau Bauhof“ 
1 x ARP      
 

 

















 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 17 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 18 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 
Herr Gemeinderat Dieter Beck 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
9. Verabschiedung Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das Haushalts-

jahr 2020 der Gemeinde Berglen 
 

   

    

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 557/2019 vor, die Bestandteil des Pro-
tokolls ist.  
 
Der Vorsitzende verweist auf die Vorberatung des Haushaltsplanentwurfs im Verwaltungs- und 
Finanzausschuss am 10.12.2019 mit der einstimmigen Empfehlung, diesen in der vorliegenden 
Form heute zu verabschieden. Der Vorsitzende  führt nachfolgend in die wesentlichen Rahmen-
bedingungen ein und stellt schwerpunktmäßig die Investitionen im Jahr 2020 in Höhe von ca. 10 
Mio. Euro in den verschiedenen Bereichen vor. Zum Haushalt 2020 merkt Bürgermeister Fried-
rich an, dass keine Steuerhebesatzerhöhungen geplant sind. Die Grundsteuer B (350 v.H.) ist im 
zehnten Jahr, die Gewerbesteuer (350 v.H.) sogar bereits im 16. Jahr stabil. Außerdem weist er 
darauf hin, dass im Gemeindehaushalt keine Darlehensaufnahme geplant sei und die Darle-
hensaufnahmen im Eigenbetrieb Wasserwerk vollständig intern finanziert werden können.  
 
Abschließend dankt Bürgermeister Friedrich dem Kämmerer, dessen Stellvertreter sowie den 
Mitarbeiterinnen der Kämmerei für die umfangreichen Vorarbeiten und dass es gelungen ist, den 
Haushalt 2020 trotz Umstellung auf das Neue Kommunale Haushalts- und Rechnungswesen zu 
einem so frühen Zeitpunkt einzubringen und zu verabschieden. Der Dank richtet sich auch an 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinde für die Umsetzung der Vielzahl an Projekten 
und an die Mitglieder des Gemeinderats für das konstruktive Miteinander mit der Verwaltung und 
auch fraktionsübergreifend.  
 
Kämmerer Schreiber verweist vorab auf Seite 29 des Haushaltsplanentwurfs, die ausgetauscht 
werden muss. Nachfolgend stellt er den Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2020 anhand einer 
PowerPoint-Präsentation vor.  
 
Protokollnotiz: Gemeinderat Hammer nimmt ab 18.53 Uhr an der Sitzung teil. 
 
Zur Anfrage von Gemeinderat Haller bezüglich der Kreisumlage teilt der Vorsitzende mit, dass 
diese in der gestrigen Sitzung des Kreistags auf 32,1% festgelegt wurde. Trotz niedrigeren He-
besatzes muss die Gemeinde mehr Geld an den Kreis abführen, da die Steueraufkommen ge-
stiegen sind. 
 



Gemeinderat Haller erkundigt sich, ob sich schon abschätzen lässt, inwieweit sich die Grund-
steuerreform auf den Steuerzahler auswirkt. 
 
Kämmerer Schreiber weist darauf hin, dass sich noch keine Aussage treffen lässt, da auf Bun-
desebene das Gesetz zur Grundsteuerreform zwar beschlossen wurde, dieses aber Öffnungs-
klauseln für anderweitige Berechnungsmaßstäbe der einzelnen Bundesländer offen hält. Für 
Baden-Württemberg gibt es noch keine Aussage.  
 
Gemeinderätin Dr. Reichart dankt den Mitarbeitern der Kämmerei, die nicht nur das Aufstellen 
des Haushalts nach neuem Recht, sondern auch in vorbildlicher Weise die Information und 
Schulung der Gemeinderäte ermöglicht haben. Bei der Beratung innerhalb der Fraktion hat die 
SPD – offene Liste festgestellt, dass die Themen, die die Gemeinde beschäftigen, in vielen Be-
reichen dieselben Themen sind, die allgemein auch auf Landes- und auch auf Bundesebene 
diskutiert werden. Ein Beispiel hierfür ist die gute Ausstattung der Feuerwehr, die notwendig ist, 
wenn man die immer größere Zahl von Hilfeleistungen z.B. nach Naturereignissen betrachtet. 
Vor dem Hintergrund des Klimaschutzes, aber auch mit Blick auf die Notwendigkeit zur Schaf-
fung der Voraussetzungen für die Teilhabe der Bürger am öffentlichen Leben, begrüßt die SPD-
Fraktion die Verbesserungen für Berglen im ÖPNV. Wünschenswert wäre, wenn die Einführung 
des 3,00 € - Tagestickets in Winnenden auch auf die anderen Kommunen ausgeweitet werden 
könnte. Die Planung eines Bürgerbusses in Berglen kann möglicherweise umgesetzt werden. 
Die erforderlichen Haushaltsmittel hierfür sind bereitgestellt. Bildung und die dazugehörende 
Infrastruktur sind ein zweiter wesentlicher Themenblock, der die Gemeinde beschäftigt. Der 
Neubau der Kindertageseinrichtung im Neubaugebiet Hanfäcker sowie allgemein die Investitio-
nen in den Kindergärten und das dafür notwendige erzieherische Personal nehmen im Haushalt 
eine dominante Stellung ein und das ist auch gut so. In einer familienfreundlichen Gemeinde wie 
Berglen sollte die Förderung und Unterstützung der Kinder im Vordergrund stehen. Diesbezüg-
lich herrscht Einigung im Gremium. Nicht immer einig sind sich die Fraktionen über die Mittel 
und Wege, dieses Ziel zu erreichen. Die SPD ist der Meinung, dass Bildung im Vorschulalter 
beginnt und vor dem Hintergrund der Chancengleichheit ein beitragsfreier Kindergarten das Ziel 
sein sollte. Da die Kindergartenbeiträge sowieso nur einen kleinen Prozentsatz der tatsächlichen 
Kosten decken, könnte und sollte die Finanzierung ihrer Meinung nach auch ohne Elternbeiträge 
sichergestellt werden. Ein drittes öffentlich diskutiertes Thema ist die Bereitstellung von bezahl-
barem Wohnraum, eine Aufgabe der öffentlichen Daseinsvorsorge. Für die SPD-Fraktion wird 
bezahlbarer Wohnraum vor allem durch den Bau von Mehrfamilienhäusern geschaffen. Der Ver-
brauch an Ressourcen und Flächen kann hierbei so gering wie möglich gehalten werden. Man 
sollte sich der Diskussion über Maßnahmen für CO²-neutrale Neubaugebiete nicht verschließen.  
Es ist sicher richtig, dass es unverantwortlich ist, den zukünftigen Generationen Schulden zu 
hinterlassen. Dies gilt jedoch nicht nur für finanzielle Schulden. In vielen Bereichen besteht mo-
mentan ein sozialer und ökologischer Handlungsbedarf. Wird jetzt nicht gehandelt bzw. die rich-
tigen Weichen gestellt, sind finanzielle Schulden wohl das geringste Problem der zukünftigen 
Generationen. Das soll natürlich kein Freischein für die Aufnahme von Schulden sein. Ein 
grundsätzlicher Finanzierungsvorbehalt mit der schwarzen Null im Hinterkopf wird den anste-
henden Zukunftsausgaben nach Auffassung der SPD-Fraktion nicht gerecht. Der vorliegende 
Haushalt gibt für 2020 Handlungsspielräume vor, die verantwortungsbewusst auszunutzen sind. 
Nach den Erfahrungen der letzten Monate im Gremium ist sich Gemeinderätin Dr. Reichart auch 
sicher, dass dies so erfolgen wird.  
 
 

 
Nachfolgend fasst der Gemeinderat den einstimmigen Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Haushaltssatzung sowie den Haushaltsplan für das Jahr 
2020, den Stellenplan sowie die Finanzplanung 2020 – 2023 samt Investitionsprogramm.  
 



 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei 
  1 x Landratsamt      
 



 
 

 

 
 

Verabschiedung Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2020 der Gemeinde Berglen 

 
Auf den Vorbericht zum Haushaltsplan 2020 ab Seite 5 wird verwiesen.  
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat beschließt die Haushaltssatzung sowie den Haushaltsplan für das Jahr 
2020, den Stellenplan sowie die Finanzplanung 2020 – 2023 samt Investitionsprogramm. 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/557/2019 902.41 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei 
1 x Landratsamt      
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 17 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 18 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 
Herr Gemeinderat Dieter Beck 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
10. Verabschiedung des Wirtschaftsplans des Wasserwerks Berglen für das 

Wirtschaftsjahr 2020 
 

   

    

Auf die Sitzungsvorlage 558/2019, die Bestandteil des Protokolls ist, wird verwiesen.  
 
Anhand einer PowerPoint-Präsentation erläutert Kämmerer Schreiber die wichtigsten Eckdaten 
des Wirtschaftsplans für den Eigenbetrieb Wasserwerk.  
 
 

 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Wasserwerk Berglen 
für das Jahr 2020, den Stellenplan sowie die Finanzplanung 2020 – 2023 samt Investiti-
onsprogramm. 



 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei 
  1 x Landratsamt     
 



 
 

 

 
 

Verabschiedung des Wirtschaftsplans des Wasserwerks Berglen für 
das Wirtschaftsjahr 2020 

 
Auf den Vorbericht zum Wirtschaftsplan 2020 ab Seite 335 wird verwiesen.  
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat beschließt den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Wasserwerk Berglen 
für das Jahr 2020, den Stellenplan sowie die Finanzplanung 2020 – 2023 samt Investiti-
onsprogramm. 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/558/2019 902.41 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 

 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei 
1 x Landratsamt     
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 17 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 18 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 
Herr Gemeinderat Dieter Beck 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
11. Vorbereitung der Bürgermeisterwahl 2020 und Bildung des Gemeinde-

wahlausschusses für die Bürgermeisterwahl 2020 
 

   

    

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 559/2019 vor. Die Vorlage ist Be-
standteil des Protokolls.  
 
Protokollnotiz: Bürgermeister Friedrich erklärt sich für befangen und nimmt weder an der Bera-
tung noch an der Beschlussfassung teil. Der befangene Vorsitzende nimmt im Zuhörerraum 
Platz. 
Der Vorsitz wird von Gemeinderat Friz als erstem Stellvertreter des Bürgermeisters übernom-
men.  
 
Gemeinderat Hammer erkundigt sich, warum der Termin für eine etwaige Neuwahl, entgegen 
der Ankündigung im Veranstaltungskalender, auf den 05.07.2020 vorgezogen wurde. Die Dorf-
gemeinschaft Bergleshöh feiert an diesem Termin ihr jährliches Sommerfest in Öschelbronn. 
Planungen sind bereits am Laufen.  
 
Hauptamtsleiterin Sigloch teilt hierzu mit, dass dies dem Terminplan der letzten Bürgermeister-
wahl 2012 entspricht. Der im Veranstaltungskalender aufgeführte Termin 12.07.2020 war ein 
voraussichtlicher Termin.  
 
Gemeinderat Tottmann sieht keine terminliche Behinderung zwischen Wahl und Sommerfest.  
 
Gemeinderätin Rommel schlägt vor, den Termin für eine etwaige Neuwahl eine Woche nach 
hinten zu verschieben.  
 
Frau Sigloch führt hierzu aus, dass dies rein rechtlich machbar wäre, aber nicht üblich ist. In der 
Regel findet der zweite Wahlgang zwei Wochen nach dem ersten statt.  
 
Der stellvertretende Vorsitzende schlägt vor, den Termin für eine etwaige Neuwahl auf den 
12.07.2020 zu verlegen.     
 

 
Mit 16 Ja-Stimmen und einer Enthaltung wird der Termin für eine etwaige Neuwahl auf 12. 
Juli 2020 festgelegt. 



Der Gemeinderat fasst nachfolgend den einstimmigen Beschluss: 
 
Die Bürgermeisterwahl findet am Sonntag, 21. Juni 2020 statt. Der Termin für eine etwaige 
Neuwahl wird auf Sonntag, 12. Juli 2020, festgelegt. 
 
In der Kalenderwoche 15 / 2020 (9. April 2020) erfolgt die Ausschreibung der Wahl im 
Staatsanzeiger Baden-Württemberg. Es wird der von der Verwaltung vorgeschlagene 
Wortlaut veröffentlicht. 
 
Das Ende der Einreichungsfrist für Bewerbungen für die Bürgermeisterwahl wird auf den 
25. Mai 2020 festgesetzt. 
 
Das Ende der Einreichungsfrist für eine etwaige Neuwahl wird auf 24. Juni 2020 festge-
setzt. 
 
Der Gemeindewahlausschuss wird wie folgt gebildet: 
  
Vorsitzender:   Herr Armin Haller 
Stellvertretende Vorsitzende: Frau Corinna Sigloch 
 
Beisitzer:   Herr Volker Tottmann (BWV) 
Stellvertreterin:   Frau Ute Aigner (BWV) 
 
Beisitzerin   Frau Dr. Susanne Reichart (SPD) 
Stellvertreter   Herr Stefan Simpfendörfer (SPD) 
 
Beisitzer   Herr Ullrich Kraus (FBB) 
Stellvertreter   Herr Wolfgang Frey (FBB) 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Hauptamt   
 



 
 

 

 
 

Vorbereitung der Bürgermeisterwahl 2020 und Bildung des 
Gemeindewahlausschusses für die Bürgermeisterwahl 2020 

 

 

Die Amtszeit von Herrn Bürgermeister Maximilian Friedrich läuft am 12. September 2020 ab. 

Aus diesem Grund wird eine Neuwahl des Bürgermeisters notwendig. Bürgermeister Maximilian 

Friedrich hat bereits angekündigt, für die nächste Amtsperiode wieder zu kandidieren. 

 

Entsprechend den Bestimmungen der Gemeindeordnung, des Kommunalwahlgesetzes und der 

Kommunalwahlordnung muss der Gemeinderat über folgende Punkte beschließen: 

 

1. Beschlussfassung über die Festsetzung des Tages der Wahl und einer etwaigen 

Neuwahl 

 

Nach § 47 Abs. 1 der Gemeindeordnung muss die Bürgermeisterwahl zwischen dem 13. 

Juni 2020 und dem 12. August 2020 stattfinden. 

 

 Die Verwaltung schlägt den 21. Juni 2020 als Wahltermin vor. 

 

Entfällt auf keinen Bewerber mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen, findet frühestens am 

zweiten und spätestens am vierten Sonntag nach der Wahl eine Neuwahl statt (§ 45 Abs. 2 

GemO).  

 

Bei der Festlegung des Wahltermins auf den 21. Juni 2020 müsste die Wahl dann frühes-

tens am 5. Juli 2020 und spätestens am 19. Juli 2020 stattfinden. 

 

 Von der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Termin einer etwaigen Neuwahl auf 

Sonntag, 5. Juli 2020, festzulegen. 

 

 

2. Beschlussfassung über die Stellenausschreibung 

 

Gemäß § 47 Abs. 2 GemO ist die Stelle des hauptamtlichen Bürgermeisters spätestens 

zwei Monate vor dem Wahltag öffentlich auszuschreiben (21. April 2020). Die Ausschrei-

bung soll in der Kalenderwoche 15 (9. April 2020) im Staatsanzeiger Baden-Württemberg 

erfolgen.  

 

Hinsichtlich des Wortlautes wird folgender Text vorgeschlagen: 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/559/2019  

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
Gemeinde Berglen         
Rems-Murr-Kreis 

 

 

 
Die Stelle des hauptamtlichen 

 

Bürgermeisters (m/w/d) 

 

der Gemeinde Berglen, ca. 6.400 Einw ohner, ist infolge Ablauf der Amtszeit des 
bisherigen Amtsinhabers neu zu besetzen. Die Amtszeit beträgt acht Jahre. Die 
Besoldung richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 
Die Wahl f indet am Sonntag, dem 21. Juni 2020, eine eventuell notw endig 
w erdende Neuwahl am Sonntag, dem 5. Juli 2020, statt. 
 

Wählbar sind Deutsche im Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes und 
Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union (Uni-
onsbürgerinnen/Unionsbürger), die vor der Zulassung der Bewerbungen  in der  

Bundesrepublik Deutschland w ohnen. Die Bew erberinnen / Bew erber müssen 
am Wahltag das 25., dürfen aber noch nicht das 68. Lebensjahr vollendet haben 
und müssen die Gew ähr dafür bieten, dass sie jederzeit für die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintreten. 

 
Nicht w ählbar sind die in § 46 Abs. 2 Nr. 1 und 2 und in § 28 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 14 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg genannten 
Personen.  

 
Bew erbungen können frühestens am Tag nach dieser Stellenausschreibung im 
Staatsanzeiger und spätestens am Montag, 25. Mai 2020, 18.00 Uhr, schriftlich 
in einem verschlossenen Umschlag mit der Aufschrift „Bürgermeisterwahl“ beim 

Vorsitzenden des Gemeindew ahlausschusses – Bürgermeisteramt, Beethoven-
straße 14 – 20, 73663 Berglen, eingereicht w erden.  
 
Der Bew erbung sind folgende Unterlagen beizufügen oder bis spätestens  zum 

Ende der Einreichungsfrist (siehe oben) nachzureichen: 
 
 eine für die Wahl von der Wohngemeinde der Hauptw ohnung der Be-

w erberin / des Bew erbers ausgestellte Wählbarkeitsbescheinigung auf  

amtlichem Vordruck 
 eine eidesstattliche Versicherung der Bewerberin / des Bew erbers, dass 

kein Ausschluss von der Wählbarkeit nach § 46 Abs. 2 Gemeindeord-
nung vorliegt 

 

Unionsbürgerinnen / Unionsbürger müssen außerdem zu ihrer Bew erbung 
eine w eitere eidesstattliche Versicherung abgeben, dass sie die Staatsang e-
hörigkeit ihres Herkunftsmitgliedstaates besitzen und in diesem Mitgliedstaat 
ihre Wählbarkeit nicht verloren haben. In Zw eifelsfällen kann auch eine Be-

scheinigung der zuständigen Verwaltungsbehörde des Herkunftsmitgliedstaats 
über die Wählbarkeit verlangt w erden. Ferner kann von Unionsbürgerinnen / 
Unionsbürgern verlangt w erden, dass sie einen gültigen Identitätsausw eis o-
der Reisepass vorlegen und ihre letzte Adresse in ihrem Herkunftsmitglied-

staat angeben. 
 

Im Falle einer Neuw ahl beginnt die Frist für die Einreichung neuer Bew erbun-

gen am Montag, dem 22. Juni 2020 und endet am Mittwoch, 24. Juni 2020, 
18.00 Uhr. Im Übrigen gelten die Vorschriften für die erste Wahl. 
 
Ort und Zeit einer persönlichen öffentlichen Vorstellung werden den  Bew erbe-

rinnen/Bew erber rechtzeitig mitgeteilt.  
 
Der derzeitige Stelleninhaber bew irbt sich wieder.  



 
3. Festsetzung des Endes der Einreichungsfrist für Bewerbungen und des Endes der 

Frist für Einreichung weiterer Bewerbungen und für die Zurücknahme von Bewer-

bungen im Falle einer Neuwahl 

 

Bewerbungen zur Bürgermeisterwahl können innerhalb der Einreichungsfrist schriftlich ein-

gereicht und zurückgenommen werden. Die Einreichungsfrist beginnt am Tag nach der 

Stellenausschreibung. Das Ende der Einreichungsfrist darf vom Gemeinderat frühestens 

auf den 27. Tag vor dem Wahltag, festgesetzt werden. Spätestens jedoch so rechtzeitig, 

dass die Entscheidung des Gemeindewahlausschusses über die Zulassung der Bewerbun-

gen noch möglich ist, d.h. auf den dritten Freitag vor dem Wahltag, 18.00 Uhr. 

 

Ausgehend vom 21. Juni 2020 als Wahltag darf die Einreichungsfrist demnach frühestens 

am Montag, den 25. Mai 2020 und spätestens am Freitag, den 5. Juni 2020 enden. 

 

 Die Verwaltung schlägt vor, dass Ende der Einreichungsfrist für Bewerbungen für 

die Bürgermeisterwahl am Montag, 25. Mai 2020, festzusetzen. 

 

Der Gemeindewahlausschuss kann dann am Dienstag, 26. Mai 2020, 09.00 Uhr über die 

Zulassung der Bewerber entscheiden. 

 

Die Einreichungsfrist für neue Bewerbungen zur Neuwahl beginnt am ersten Werktag nach 

der ersten Wahl; ihr Ende darf vom Gemeinderat frühestens auf den dritten Tag nach dem 

Tag der ersten Wahl und spätestens auf den neunten Tag vor dem Tag der Neuwahl, 18.00 

Uhr, festgesetzt werden. Innerhalb der Einreichungsfrist können auch die zur ersten Wahl 

zugelassenen Bewerbungen zurückgenommen werden. 

 

Beim 21. Juni 2020 als Wahltag und dem 5. Juli 2020 als Zeitpunkt der Neuwahl beginnt 

die Frist damit am Montag, 22. Juni 2020. Sie muss spätestens am Freitag, 26. Juni 2020, 

enden. 

 

Von der Verwaltung wird vorgeschlagen, das Ende der Einreichungs- und Rücknah-

mefrist auf Mittwoch, 24. Juni 2020, 18.00 Uhr, festzusetzen. 

 

Der Gemeindewahlausschuss muss dann noch am Mittwoch, 1. Juli 2020, 18.30 Uhr über 

die Zulassung der Bewerbungen befinden. 

 

 

4. Bildung des Gemeindewahlausschusses 

 

Dem Gemeindewahlausschuss obliegen die Leitung der Gemeindewahlen und die Feststel-

lung des Wahlergebnisses. Der Gemeindewahlausschuss besteht aus dem Bürgermeister 

als Vorsitzendem und mindestens zwei Beisitzern. Die Beisitzer und Stellvertreter in glei-

cher Zahl wählt der Gemeinderat aus den Wahlberechtigten. 

 

Ist der Bürgermeister Wahlbewerber für einen Wahlvorschlag, wählt der Gemeinderat den 

Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses und einen Stellvertreter aus den Wahlbe-

rechtigten und den Gemeindebediensteten. 



 

Die Zusammensetzung des Gemeindewahlausschusses sollte, wenn möglich, im Wege der 

Einigung erfolgen. 

 

 Von der Verwaltung wird vorgeschlagen, die Zahl der Beisitzer und stellvertreten-

den Beisitzer auf je drei festzulegen. Jede Fraktion sollte jeweils einen Vertreter so-

wie einen Stellvertreter in der Gemeinderatssitzung benennen. 

 

Außerdem wird von der Verwaltung vorgeschlagen, den zweiten stellvertretenden Bürger-

meister, Herrn Armin Haller, als Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses zu bestim-

men. Für das Amt der stellvertretenden Vorsitzenden soll Frau Corinna Sigloch berufen 

werden. 

 

 
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Die Bürgermeisterwahl findet am Sonntag, 21. Juni 2020 statt. Der Termin für eine etwai-

ge Neuwahl wird auf Sonntag, 5. Juli 2020, festgelegt. 

 

In der Kalenderwoche 15 / 2020 (9. April 2020) erfolgt die Ausschreibung der Wahl im 

Staatsanzeiger Baden-Württemberg. Es wird der von der Verwaltung vorgeschlagene 

Wortlaut veröffentlicht. 

 

Das Ende der Einreichungsfrist für Bewerbungen für die Bürgermeisterwahl wird auf den 

25. Mai 2020 festgesetzt. 

 

Das Ende der Einreichungsfrist für eine etwaige Neuwahl wird auf 24. Juni 2020 festge-

setzt. 

 

Der Gemeindewahlausschuss wird wie folgt gebildet: 

  

Vorsitzender:   Herr Armin Haller 

Stellvertretende Vorsitzende: Frau Corinna Sigloch 

 

Beisitzer/in:   Es werden von den Fraktionen drei Beisitzer sowie 

Stellvertreter/innen benannt 

 
  
 
 
Verteiler:   

 
1 x Hauptamt   
 

 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 17 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 18 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 
Herr Gemeinderat Dieter Beck 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
12. Einziehung einer Teilfläche des öffentlichen Feldwegs Flst. 116  auf Ge-

markung Reichenbach Flur Lehnenberg 
 

   

    

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 560/2019 vor. Die Vorlage ist Be-
standteil des Protokolls. 
 
Protokollnotiz: Gemeinderat Haller ist befangen und nimmt weder an der Beratung noch an der 
Beschlussfassung teil.    
 

 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 
1. Die im beiliegenden Lageplan rot markierte Teilfläche des öffentlichen Weges Flst. 

116 auf Gemarkung Reichenbach, Flur Lehnenberg, ist für den öffentlichen Verkehr 
entbehrlich. Sie sollen deshalb gemäß § 7 Abs. 1 Straßengesetz (StrG) eingezogen 
werden. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Absicht der Einziehung gemäß § 7 Abs. 3 StrG 
im Amtsblatt der Gemeinde Berglen öffentlich bekanntzumachen mit dem Hinweis, 
dass Einwendungen gegen die geplante Einziehung innerhalb von drei Monaten 
vorgebracht werden können.  

3. Die Vermessung und Veräußerung wird erst nach Abschluss des Einziehungsver-
fahrens durchgeführt. 

      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt 
  1 x Kämmerei 
  1 x Ordnungsamt      
 



 
 

 

 
 

Einziehung einer Teilfläche des öffentlichen Feldwegs Flst. 116  auf 
Gemarkung Reichenbach Flur Lehnenberg 

 

Der Eigentümer der Grundstücke Flst. 83, 84/1, 85, 89, 90/1 und 91, Lämmlestraße 8 in Leh-

nenberg, beantragt die Einziehung einer Teilfläche des Feldwegs Flst. 116 auf Gemarkung Rei-

chenbach, Flur Lehnenberg. Die durch dieses Teilstück des Feldwegs erschlossenen Grund-

stücke sind alle im Besitz des Antragstellers. Da der Eigentümer sämtliche Flächen zusammen-

fassen möchte, hat er bei der Gemeindeverwaltung die Einziehung einer Teilfläche des öffentli-

chen Weges beantragt.  

 

Nachdem die landwirtschaftlichen Grundstücke westlich der o.g. Grundstücke über den Feld-

weg Flst. 154 (Verlängerung Lindgrenweg) angefahren werden können bestehen aus Verwal-

tungssicht keine Bedenken gegen die Einziehung und Endwidmung der Teilwegflächen. 

 

  
 
  
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/560/2019 785.04 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



1. Die im beiliegenden Lageplan rot markierte Teilfläche des öffentlichen Weges Flst. 

116 auf Gemarkung Reichenbach, Flur Lehnenberg, ist für den öffentlichen Ver-

kehr entbehrlich. Sie sollen deshalb gemäß § 7 Abs. 1 Straßengesetz (StrG) einge-

zogen werden. 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die Absicht der Einziehung gemäß § 7 Abs. 3 StrG 

im Amtsblatt der Gemeinde Berglen öffentlich bekanntzumachen mit dem Hinweis, 

dass Einwendungen gegen die geplante Einziehung innerhalb von drei Monaten 

vorgebracht werden können.  

5. Die Vermessung und Veräußerung wird erst nach Abschluss des Einziehungsver-

fahrens durchgeführt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
      
 
 
Verteiler:   

 
1 x Bauamt 
1 x Kämmerei 
1 x Ordnungsamt      
 

 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 17 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 18 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 
Herr Gemeinderat Dieter Beck 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
13. Verwertung des auf der Kläranlage Berglen anfallenden Klärschlamms 

 
   

    

Auf die Sitzungsvorlage 563/2019 wird verwiesen. Die Vorlage ist Bestandteil des Protokolls. 
 
Der Vorsitzende stellt nachfolgend den Sachverhalt vor. Er führt ergänzend aus, dass die neue 
Anlage des Zweckverbands im Landkreis Böblingen zur Verwertung von Klärschlamm erst ab 
2026 betriebsbereit sein könnte. Er empfiehlt, den Vertrag mit der Fa. FWE GmbH & Co.KG 
deshalb als Interimslösung zu verlängern.  
 
Für Gemeinderat Klenk ist das Thema unstrittig. Er könnte sich aber vorstellen, die Ausschrei-
bung für die Jahre 2022 ff. bereits 2020 durchzuführen.  
 
Der Vorsitzende empfiehlt abzuwarten und erst 2021 je nach Marktkonditionen auszuschreiben.  
 
Bauamtsleiter Rabenstein betont, dass die Gemeinde bei einer Ausschreibung an die Preise 
gebunden ist. Es wäre zu befürchten, dass sie auch noch höher ausfallen könnten. Der Gemein-
derat kann eine Ausschreibung nur bei extremen Preisdifferenzen aufheben.    
 

 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig: 
 
1. Der Vorsitzende wird auf Basis des Angebots der Firma FWE GmbH & Co.KG vom 

31.10.2019 zum Abschluss eines Änderungsvertrags bezüglich der Klärschlamm-
verwertung ermächtigt. 
 

2. Der Vorsitzende wird mit der Führung von informellen Gesprächen bezüglich einer 
Mitgliedschaft in einem noch zu gründenden Zweckverband zur Klärschlammver-
wertung im Landkreis Böblingen beauftragt.    

  
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt       
 



 
 

 

 
 

Verwertung des auf der Kläranlage Berglen anfallenden 
Klärschlamms 

 

Die Verwertung des auf der Kläranlage Berglen anfallenden Klärschlamms wird aufgrund eines 

Vertrags vom 06.10.2006 von der Firma FWE GmbH & Co.KG aus Bodenheim durchgeführt. 

Die Kosten für den Transport und die Verwertung des Klärschlamms betragen aktuell pro Tonne 

92,-- €/netto. Die Firma hat der Gemeinde nun mitgeteilt, dass zu diesen Konditionen ab dem 

kommenden Jahr die Klärschlammentsorgung nicht mehr durchgeführt werden kann. Der künf-

tige Entsorgungspreis für die Jahre 2020 und 2021 beträgt aufgrund eines Angebots der FWE 

vom 31.10.2019 je Tonne 122,-- €/netto.  

 

Die Firma begründet diese Erhöhung mit dem drastisch veränderten Marktumfeld. Aufgrund von 

Verschärfungen der Klärschlamm- und Düngeverordnung ist die Klärschlammverwertung 

schwieriger geworden. Immer weniger Schlamm kann als Dünger auf den Feldern landwirt-

schaftlich genutzt werden. Dieser Trend führt zu Engpässen und folglich auch zu steigenden 

Preisen bei der Klärschlammentsorgung. Der Klärschlamm aus der Gemeindekläranlage wird 

zunächst getrocknet und anschließend als Sekundärbrennstoff in der Industrie eingesetzt. Be-

treiber dieser Kraftwerke können sich inzwischen aussuchen, welchen Schlamm und in welcher 

Qualität / Konsistenz sie akzeptieren oder ablehnen.  

 

Durchschnittlich müssen pro Jahr ca. 220 t Klärschlamm entsorgt werden. Der Entsorgungs-

aufwand beträgt somit pro Jahr ca. 32.000,-- €/brutto. Für die Vertragslaufzeit von zwei Jahren 

fallen somit voraussichtliche Kosten von insgesamt 64.000,-- €/brutto an.  

 

Eine Neuausschreibung der Klärschlammverwertung ist nach Auffassung der Verwaltung auf-

grund der beschriebenen angespannten Marktsituation im Moment wenig zielführend, da aktuell 

nicht mit Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass die Gemeinde überhaupt ein An-

gebot hierauf erhält. Eine Ausschreibung birgt auch wegen der begrenzten Entsorgungskapazi-

täten die Gefahr, dass die in Frage kommenden Firmen noch höhere Preise als die FWE ver-

langen. Die Verwaltung schlägt dem Gemeinderat daher vor, den Vertrag mit der Firma FWE 

GmbH & Co.KG zunächst fortzuführen und die oben genannte Anpassung des Entsorgungs-

preises zu akzeptieren.  

 

Sollte sich das Marktumfeld während der zweijährigen Vertragslaufzeit nachhaltig verändern 

oder sollten sich neue Verwertungsmöglichkeiten auftun, könnte im Laufe des Jahres 2021 eine 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/563/2019 702.16 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



Neuausschreibung erfolgen. Der Verwaltung liegen Informationen hinsichtlich der Gründung 

eines Zweckverbands im Landkreis Böblingen vor, welcher die Verwertung des Klärschlamms 

für die Verbandsmitglieder übernehmen soll. Interessierte Kommunen aus der Region Stuttgart 

können in diesem Zweckverband ebenfalls Mitglied werden. Eine Umsetzung des Projekts wird 

jedoch noch mehrere Jahre in Anspruch nehmen. In den nächsten Monaten liegen hierzu s i-

cherlich nähere Informationen vor. Die Verwaltung möchte sich dennoch an den bevorstehen-

den Gesprächen mit dem Landratsamt Böblingen beteiligen, um dabei zunächst das grundsätz-

liche Interesse der Gemeinde Berglen an einer Mitgliedschaft im Zweckverband zu bekunden. 

Eine letztendliche Beteiligung am Zweckverband wird jedoch von der Weiterentwicklung der 

Abwasserbeseitigung in unserer Gemeinde einerseits und den tatsächlichen Kosten der Klär-

schlammverwertung im Landkreis Böblingen andererseits abhängen. 

  
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
3. Der Vorsitzende wird auf Basis des Angebots der Firma FWE GmbH & Co.KG vom 

31.10.2019 zum Abschluss eines Änderungsvertrags bezüglich der Klärschlamm-

verwertung ermächtigt. 

 

4. Der Vorsitzende wird mit der Führung von informellen Gesprächen bezüglich einer 

Mitgliedschaft in einem noch zu gründenden Zweckverband zur Klärschlammver-

wertung im Landkreis Böblingen beauftragt.    

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  
  
 

 
Verteiler:   

 
1 x Bauamt       
 

 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 17 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 18 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 
Herr Gemeinderat Dieter Beck 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
14. Gewährung eines inneren Darlehens an den Eigenbetrieb Wasserwerk 

Berglen in Höhe von 1.500.000,00 € 
 

   

    

Auf die Sitzungsvorlage 564/2019, die Bestandteil des Protokolls ist, wird verwiesen.  
 
Der Vorsitzende erläutert nachfolgend den Sachverhalt.  
 
Gemeinderat Klenk erkundigt sich, ob es realistisch eine Chance gibt, dass das Darlehen zu-
rückgezahlt wird.  
 
Kämmerer Schreiber teilt hierzu mit, dass das Darlehen innerhalb der Laufzeit von 20 Jahren 
vollständig getilgt wird. 
 

 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt dem Wasserwerk Berglen im Haushaltsjahr 2019 aus dem 
Kommunalhaushalt ein Tilgungsdarlehen in Höhe von 1.500.000,00 € zu gewähren. Die 
Laufzeit beträgt 20 Jahre. Der Zinssatz wird in Höhe von 0,59 % nom. festgesetzt. Die Til-
gung und Zinszahlung erfolgt jährlich zum 31.12. eines jeden Jahres. Die Auszahlung des 
Darlehens erfolgt im Jahr 2019, Zins und Tilgung beginnen ab dem Jahr 2020. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei    
 



 
 

 

 
 

Gewährung eines inneren Darlehens an den Eigenbetrieb Wasserwerk 
Berglen in Höhe von 1.500.000,00 € 

 
 
Der Jahresabschluss des Wasserwerks Berglen zum 31.12.2018 weist eine Deckungsmittellü-
cke in Höhe von 640.241,52 € aus. Zur Schließung dieser Deckungsmittellücke und zur Finan-
zierung der laufenden Bauvorhaben umfasst der Wirtschaftsplan des Wasserwerks im Jahr 
2019 eine Darlehensaufnahme in Höhe von insgesamt 2.200.000,00 €. 
 
Aufgrund der erfreulichen Rechnungsergebnisse der vergangenen Jahre und des daraus resul-
tierenden Rücklagenbestandes des Gemeindehaushalts wurde bei der Aufstellung des Haus-
haltsplans für das Jahr 2019 ein inneres Darlehen an den Eigenbetrieb vorgesehen. Die Zins-
zahlungen würden somit bei der Gemeinde verbleiben und nicht extern abfließen. 
 
Aufgrund einiger zeitlicher Verschiebungen bei den Bauvorhaben muss die veranschlagte Dar-
lehensaufnahme nicht in vollem Umfang ausgeschöpft werden.  
 
Um die Gebührenzahler nicht höher zu belasten, aber dennoch eine angemessene Verzinsung 
für den Gemeindehaushalt zu erwirtschaften, soll sich der Zinssatz an einem marktüblichen 
Maßstab orientieren. Hierzu wurden die beiden ortsansässigen Banken um die Abgabe der ak-
tuellen Konditionen für ein Kommunaldarlehen über 1.500.000,00 €, Zinsbindung über 20 Jahre, 
volle Tilgung innerhalb von 20 Jahren, gebeten. Die Angebote stellen sich wie folgt dar: 
 
 Bank 1: 0,59 % nom. 
 Bank 2: 0,75 % nom. (bei zehnjähriger Zinsbindung) 
 
Mit Schreiben vom 14.01.2019 hat das Landratsamt Rems-Murr-Kreis den Wirtschaftsplan des 
Jahres 2019 samt Darlehensaufnahme des Wasserwerks genehmigt. 
 
 
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat beschließt dem Wasserwerk Berglen im Haushaltsjahr 2019 aus dem 
Kommunalhaushalt ein Tilgungsdarlehen in Höhe von 1.500.000,00 € zu gewähren. Die 
Laufzeit beträgt 20 Jahre. Der Zinssatz wird in Höhe von 0,59 % nom. festgesetzt. Die T i l-
gung und Zinszahlung erfolgt jährlich zum 31.12. eines jeden Jahres. Die Auszahlung des 
Darlehens erfolgt im Jahr 2019, Zins und Tilgung beginnen ab dem Jahr 2020. 
 
 
 
 

 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei    
 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/564/2019 923.81 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 17 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 18 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 
Herr Gemeinderat Dieter Beck 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
15. Ausschreibung der Jahrestiefbauarbeiten für die Jahre 2020 und 2021 

 
   

    

Auf die Sitzungsvorlage 565/2019, die Bestandteil des Protokolls ist, wird verwiesen.  
 
Der Vorsitzende erläutert in seinem Sachvortrag die Gründe für die Notwendigkeit der Neuaus-
schreibung der Jahrestiefbauarbeiten.     
 

 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig: 
 
1. Die Verwaltung wird ermächtigt die Jahrestiefbauarbeiten für den Zeitraum 2020 und 

2021 auszuschreiben. 
 

2. Das Ingenieurbüro Riker+Rebmann aus Murrhardt wird mit der Ausschreibung beauf-
tragt. 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt  
 



 
 

 

 
 

Ausschreibung der Jahrestiefbauarbeiten für die Jahre 2020 und 2021 
 

Die Firma Jürgen Nägele GmbH aus Winnenden ist seit dem Jahr 2012 auf der Grundlage einer 

beschränkten Ausschreibung erneut mit dem Jahrestiefbau der Gemeinde Berglen beauftragt. 

Zuletzt hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 19.12.2017 den Vertrag um zwei Jahre für 

2018 und 2019 verlängert, da die bisherigen Erfahrungen mit der Firma sehr positiv waren und 

Herr Nägele in der Zwischenzeit gute Ortskenntnisse erlangt hat. Vor diesem Hintergrund war 

die Verlängerung des Vertrags ohne jeglichen Preiszuschlag für die Gemeinde sehr wirtschaft-

lich. 

 

Die Verwaltung ist mit der Ausführungsqualität der Firma Jürgen Nägele GmbH nach wie vor 

sehr zufrieden, allerdings wurde das Stuttgarter Leistungsbuch, welches an die technischen und 

vergaberechtlichen Randbedingungen angepasst ist und als Grundlage für Ausschreibungen im 

Tief-, Garten- und Landschaftsbau dient, im Jahre 2017 im Hinblick auf die Beschreibung der 

Leistungspositionen aktualisiert. Daher muss das Leistungsverzeichnis der Gemeinde Berglen 

entsprechend überarbeitet werden. Darüber hinaus sollen in das Leistungsverzeichnis Ausfüh-

rungsfristen aufgenommen werden. 

 

Die Verwaltung schlägt deshalb vor, die Jahrestiefbauarbeiten neu auszuschreiben, da zum 

einen der Vertrag mit der Firma zum Jahresende ausläuft und zum anderen in diesem Zuge das 

Leistungsverzeichnis den aktuellen Richtlinien angepasst werden könnte. 

 

Im Rahmen der beschränkten Ausschreibung können vom 18.12.2019 bis zum 14.01.2020 An-

gebote abgegeben werden. Die Vergabe der Arbeiten soll voraussichtlich in der Gemeinderats-

sitzung am 28.01.2020 stattfinden. 

  
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
3. Die Verwaltung wird ermächtigt die Jahrestiefbauarbeiten für den Zeitraum 2020 und 

2021 auszuschreiben. 

 

4. Das Ingenieurbüro Riker+Rebmann aus Murrhardt wird mit der Ausschreibung beauf-

tragt. 

 
 
 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/565/2019 656.21 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

17.12.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   
 

 
Verteiler:   

 
1 x Bauamt  
 

 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Berglen am 17.12.2019 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 17 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 18 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 18 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 19 
Entschuldigt :  

 

 
Herr Gemeinderat Dieter Beck 
 

 

 

Unentschuldigt :  
 
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Corinna Sigloch; Frau Gudrun Boschatz-
ke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Frau Annika Büning; Herr 
Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
16. Beschlussfassung über die Annahme von Spenden    
    
Der Vorsitzende informiert das Gremium über folgende Spendeneingänge: 
 

 Wolfram Sandberg  KiTa     100,00 € 

 OGV Hößlinswart  Kinderhaus Steinach   200,00 € 

 Anonymer Spender  Feuerwehr    175,00 € 
 
Bürgermeister Maximilian Friedrich bedankt sich im Namen der Gemeinde für die großzügigen 
Spenden.   
 

 
Der Gemeinderat stimmt der Spendenannahme einstimmig zu. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Gemeindekasse 
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